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Wachſende Spannung in Holen 


Die innerpolitiſchen Verhältniſſe Polens ſind heute undurchſichtiger denn je. Die 
Regierung hat ſich in der ſeinerzeit von Marſchall Rydz⸗Smigly gebilligten Zuſammen⸗ 
ſetzung bisher zwar im weſentlichen behauptet. Aber ihre Autorität iſt offenſichtlich im 
Schwinden. Der politiſche Exponent des Marſchalls, der Soldat Slawoj⸗Sklad⸗ 
kowſki, hat die ihm geſtellte Aufgabe, die Brücke von der Regierung zum Volke 
zu ſchlagen, ebenſo wenig erfüllt, wie dieſe Aufgabe vorher von dem politiſchen Exponenten 
des Staatspräſidenten, dem „Ziviliſten“ Koscialkowſki, hat gelöſt werden können. 
Auch die Hoffnung, daß das von Oberſt Koc im Auftrage des Marſchalls ins Leben 
gerufene Lager der nationalen Einigung die an einem bedenklichen Mangel 
an volkstümlichen Parolen und zündenden Ideen krankende Regierung fanieren werde, 
iſt nicht in Erfüllung gegangen. Vielmehr hat dieſes Lager der Regierung weder neue 
Gedanken geſchenkt, noch neue Anhänger zu gewinnen vermocht. Es iſt ſelber auf dem 
beſten Wege, ein Tummelplatz teils von rechts, teils von links ausgeborgter Ideen und 
einander widerſtreitender Intereſſen zu werden. Jedenfalls kann man den mit dem 
Lager gemachten Verſuch, eine weltanſchauliche Ausrichtung aus dem Beſitze der Macht 
heraus in die breite Maffe des Volkes hineinzuorganiſteren, heute bereits als geſcheitert 
anſehen. Die oppofitionellen Parteien find mit Hilfe einer ausgeklügelten Wahlordnung 
auf dem parlamentariſchen Boden zwar lahmgelegt worden; im Lande 
draußen aber ſind ſie für die Regierung jenes unüberſteigbare Hindernis auf ihrem 
Weg zum Volke geblieben, über das einſt auch Pilſudſki nicht hinwegſpringen konnte. 
Die Kunſt, mit deren Hilfe ſich die Regierung innerpolitiſch behauptet, iſt die Kunſt, keine 
innerpolififche Entſcheidung zu fällen; und die Weltanſchauung, in die fih die Regierung 
geflüchtet hat, iſt die, ſich keine der in den oppoſitionellen Parteien lebendigen Welt⸗ 
anſchauungen reſtlos zu eigen zu machen. 

Vor einigen Jahren, als Pilſudſki noch lebte, wußte die Regierung nicht, wo das 
Volk ſteht. Heute iſt es umgekehrt: das Volk weiß nicht mehr, wo die 
Regierung ftebt. Der Kreis, der die Regierung bildet, ſcheint langſam, aber ſicher 
nach allen Seiten auseinanderzufließen. Im Lager der nationalen Einigung ſelbſt 
zeigen ſich bereits bedenkliche Riſſe; zahlreiche Organiſationen, die ſeinerzeit dem 
Lager ihre Sympathie zum Ausdruck gebracht hatten, haben ſich von ihm bereits 
wieder getrennt. Ueber die Aktionen feiner Jugendorganiſation ſcheint das Lager 
ebenſo, wie ſeinerzeit der „Unparteiliche Block für die Zuſammenarbeit mit der 
Regierung“ über die Aktionen der von ihm geſchaffenen „Legion der Jungen“, 
die Kontrolle verloren zu haben. Oberſt Koc verfolgt immer deutlicher die Linie 
einer Zuſammenarbeit mit der nationalen Oppoſition; aber ſein Stabschef ſteht bei den 
Konſervativen im Verdacht, mit der linken Oppoſition zu ſympathieren. Der ſtädtiſche 
Sektor des Lagers der nationalen Einigung läßt in ſeinem Auftreten eine zunehmende 
Geiſtesverwandtſchaft mit den Nationalradikalen erkennen, wogegen der ländliche Sektor 
mehr zu den Anſchauungen der ſozialradikalen Bauernſchaft neigt. Die Konſervativen 
ſind für ein Zuſammengehen mit den Endeken. Der Verband „Das Junge Polen“ hofft, eine 
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Syntheſe zwiſchen der nationalen Theorie Roman Dmowffis und der nationalen Praxis 
Joſef Pilſudſkis zu finden. Auf dem linken Flügel haben ſich die „Verbeſſerer“ in einem 
Demokratiſchen Klub organifier. Im Legionärsverband haben ſich politiſche Streitig⸗ 
keiten bemerkbar gemacht. Und was das Verhältnis zur Kirche anlangt, ſo ſind im 
Regierungslager alle Schattierungen von der freidenkeriſchen Kirchenfeindlichkeit bis zur 
Anerkennung des Katholizismus als einer den Staat verpflichtenden Weltanſchauung 
vertreten. Nirgends ift Klarheit. Statteines Lagers gibt es tat⸗ 
ſächlich eine ganze Reihe von Klubs, ſtatt einer nationalen 
Einigung eine fortſchreitende „Dekompoſition“, ſtatt einer Idee 
eine ganze Kette ſchlecht durchdachter Doktrinen. 

Unter dieſen immer undurchſichtiger werdenden Verhältniſſen iſt es verſtändlich, wenn 
das Verlangen nach einer Klärung der Lage durch Neuwahlen 
auf Grund einer mehr oder weniger demokratiſch reformierten Wahlordnung an Boden 
Ku Diefe Frage ift während der letzten Wochen in Polen ein Gegenſtand lebhafter 

rörterungen geweſen, nachdem von führenden Kreiſen des Lagers der nationalen Einigung 
mehrfach die Notwendigkeit einer Wahlreform und die Zweck⸗ 
mäßigkeit von Neuwahlen betont worden ſind. Allerdings ſcheint man bisher 
weder in dieſem noch in den anderen politiſchen Lagern eine ganz klare Vorſtellung 
davon zu haben, nach welchen Grundſätzen bei den etwaigen Neuwahlen eigentlich 
gewählt werden ſoll. Als ſicher kann lediglich gelten, daß weder nach den rein 
demokratiſch⸗parlamentariſchen Grundſätzen, wie ſie vor 1926 beſtanden, noch nach den in 
der zur Zeit geltenden Wahlordnung niedergelegten Grundſätzen gewählt werden wird. 
Was weiter den Zeitpunkt eventueller Neuwahlen anlangt, fo ſcheint nur folgendes 
einigermaßen ſicher zu ſein: daß neue Parlamentswahlen erſt dann ſtattfinden werden, 
wenn die politiſche Atmoſphäre vorher durch Kommunalwahlen geprüft worden iſt, und 
daß die Parlamentswahlen noch vor der im Jahre 1940 fälligen Neuwahl des Staats⸗ 
präſidenten durchgeführt werden. 

Wenn fih gegenüber dem im Regierungslager herrſchenden Chaos die oppo- 
fitionellen Parteien machtpolitiſch noch nicht weiter durchgeſetzt haben, 
ſo nur deshalb, weil es auch unter ihnen keine Einigung gibt, in der Hauptſache deshalb, 
weil ſich die bäuerliche Volkspartei nicht entſcheiden kann, ob ſie endgültig nach rechts 
oder nach links abſchwenken ſoll. Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß die oppo⸗ 
ſitionellen Parteien mit wachſender Entſchiedenheit und zunehmendem 
Selbſtbewußtſein auftreten. Die Nationaldemokraten bauen darauf, daß 
die Regierung ſie braucht, wenn ſie der immer wieder vorbrechenden Volksfronttendenzen 
Herr werden will. Die Bauern haben bewieſen, daß ſie ſich notfalls auch des Streiks 
als eines politiſchen Kampfmittels gegen den Staat zu bedienen verſtehen. Der Bolſche⸗ 
wismus iſt für einen Staat, der das Hauptghetto des Weltjudentums iſt, immer eine 
latente Gefahr. Die Arbeiterſchaft orientiert ſich, wie der fortſchreitende Zerfall der 
regierungstreuen Gewerkſchaften zeigt, immer weiter nach links. Und die Front von 
Morges hat mit einer neuen Mobiliſierung ihrer Kräfte begonnen. Jede dieſer 
oppoſitionellen Parteien beſitzt innerhalb des Regierungs⸗ 
lagers eine mit ihr ſympathierende Gruppe; und jede dieſer 
Gruppen ſucht durch die Begünſtigung der ihr entſprechenden 
oppoſitionellen Partei ihren Einfluß innerhalb der Regierung 
zu ſtär ken. Es ift damit zu rechnen, daß dieſer Zuſtand der innerpolitiſchen Unenk⸗ 
ſchiedenheit noch längere Zeit fortdauern wird. 

Dazu muß noch eines feſtgeſtellt werden: Es hat nicht ausbleiben können, daß die 
offenſichtliche Unfähigkeit, zu einer Klärung der inner⸗ 
politiſchen Situation zu gelangen, auch auf das anfen: 
politiſche Anſehen des polniſchen Staates nachteilig ein: 
gewirkt hat. Die dauernde Ungewißheit darüber, welchen Lauf die Dinge in Polen 
einmal nehmen werden, kann keinen anderen Staat dazu ermuntern, mit Polen gemein⸗ 
ſame Sache zu machen. Es fällt ſchwer, der Außenpolitik eines Staates Vertrauen 
entgegenzubringen, von dem es nicht ſicher iſt, wer in ihm zukünftig die Macht ausüben 
wird. Und es iſt nicht leicht, an den Wert von Vereinbarungen 
mit einem Staate zu glauben, in dem keine Garantie dafür 
beſteht, daß die Vereinbarungen auch durchgeführt werden. Dr. K. 


362 


Das Gyſtem Grazynſki 


Michael Grazynſki — das ift nicht nur ein Name, fondern ein Syſtem, das 
Syſtem des volkspolitiſchen Bürgerkrieges. Dieſes Syſtem ift nicht 
auf den Amtsbereich dieſes Wojewoden beſchränkt; es hat dort nur ſeine ſchärfſte und 
konſequenteſte Ausprägung erfahren. In die Wirkſamkeit dieſes Syſtems ſollen die nach⸗ 
ſtehenden Fälle, die ſich in der Zeit vom 9. bis 26. September d. J. in Oſtoberſchleſien 
ereignet haben, einen Einblick gewähren. 


Mit einer am 9. September veröffentlichten Erklärung brach das Syndikat der 
polniſchen Journaliſten Schleſiens und des Dombrowaer Be⸗ 
zirks ſeine Beziehungen zu den deutſchen Preſſevertretern Oſtoberſchleſiens ab; durch 
die Ankündigung, daß ſeine Mitglieder in Zukunft an keiner der amtlichen Preſſe⸗ 
konferenzen mehr teilnehmen werden, zu denen auch die Vertreter der deutſchen Preſſe 
eine Einladung erhalten, verſuchte das Syndikat, die amtlichen Stellen zu einem ent⸗ 
ſprechenden Vorgehen gegen die deutſchen Journaliſten zu zwingen. Einen gleichen 
Beſchluß faßte auch der Klub der Berichferftafter des Schleſiſchen 
Sejm. — Nachdem vor kurzem die „Polſka Zachodnia“, das Organ des Wojewoden 
Grazynſki, gegen den Vertrieb deutſcher Zeitungen und Zeitſchriften in Polen polemifiert 
hatte, wurde, wie dasſelbe Blatt, ſpäter berichtete, von „Perſönlichkeiten des politiſchen 
Lebens“ in Rybnik eine Entſchließung gefaßt, in der die ſtädtiſchen Behörden auf- 

efordert wurden, diejenigen Kioske, die noch weiterhin deutſche 
langen verkaufen, zu fließen; in Tarnowitz wurde am 17. Gep- 
tember der Verkauf deutf her Zeitungen im Straßenhandel poliz 
zeilich verboten. 

Das deutſche Schulweſen Oſtoberſchleſiens wurde von einer neuen 
ſchweren Maßnahme getroffen. Bisher pflegten die Sprachprüfungen, denen 
die zu den öffentlichen Minderheitsſchulen mit deutſcher Unterrichtsſprache angemeldeten 
deuffchen Kinder unterworfen find, von einer Kommiſſion vorgenommen zu werden, zu 
der auch Vertreter des Deutſchen Volksbundes gehörten. Bei den zu Beginn des neuen 
Schuljahres durchgeführten Sprachprüfungen aber wurden keine Vertreter der 
deutſchen Volksgruppe mehr in die Prüfungsfommiffionen 
berufen. Die polniſchen Prüfer waren alſo ganz unter ſich. Das Ergebnis war, 
daß nur ein ganz geringer Bruchteil der angemeldeten Kinder die Prüfung beſtand. Um 
einige Beiſpiele anzuführen: In Janow fielen von den 10 zur Prüfung zugelaſſenen 
deutſchen Kindern 9 durch! In Schoppinitz beſtanden von den 20 deutſchen Kindern, 
deren Einſchulungsantkäge von den Behörden gebilligt worden war, nur 15 die Prüfung! 
In Chwallowitz waren es 6 von 25, in Piekar 28 von 73. In Chwallowitz traten 
die deutſchen Schüler in den Streik. Unter den Kindern, die wegen angeblich mangelnder 
deutſcher Sprachkenntniſſe der polniſchen Schule zugewieſen wurden, befinden ſich 
zahlreiche Kinder, die mehrere Jahre hindurch deutſche Kindergärten beſucht und bereits 
ſeinerzeit bei der Aufnahme in die Kindergärten eine deutſche Sprachprüfung mit Erfolg 
abgelegt haben! — Am 21. September wurde das Internat des Deutſchen 
Privatgymnaſiums in Pleß, gegen das die Zwangsverwaltung des Pleßſchen 
Vermögens ein Exmiſſionsurteil erwirkt hatte, zwangsweiſe geräumt. Auf 
Anordnung des Gerichtsvollziehers wurde das Mobiliar des Internats kurzerhand auf die 
Straße geſetzt. Die aus ihrem Heim vertriebenen Schüler wurden vom Deutſchen Volks⸗ 
bund in einem Notquartier untergebracht. Der Leiter des Jugendamtes 
des Deutſchen Volksbundes, der von der Zwangsräumung einige photographiſche Auf⸗ 
nahmen gemacht hatte, wurde verhaftet; er wurde zwar wieder freigelaſſen, aber der 
Photoapparat wurde beſchlagnahmt. — Am 19. September fand in Chwallo⸗ 
witz im Kreiſe Rybnik eine von 800 Perſonen beſuchte Verſammlung ſtatt. Sie nahm 
nach dem Bericht der „Polſka Zachodnia“ einen „ungewöhnlich ſtürmiſchen Verlauf“; in 
einer Entſchließung wurde die Auflöſung der örtlichen deutſchen Privat: 
ſchule verlangt. — Die von der Jungdeutſchen Partei geplante Kundgebungen 
für das deutſche Schulweſen, die in der Zeit vom 23. September bis 5. Oktober 
in Kattowitz, Königshütte, Loslau uſw. ſtattfinden ſollten, mußten auf Anordnung der 
polniſchen Behörden abgeſetzt werden. — Am 15. September wurde der an der 
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deutſchen Minderheitsfchule in Friedenshütte tätige Lehrer Wilhelm 
Schmidt von der polniſchen Schulbehörde beurlaubt; die Beurlaubung erfolgte 
„ans Geſundheitsrückſichten“. Die Schule wird von 146 deutſchen Kindern beſucht. 

Auf Veranlaſſung des polniſchen Betriebsratsmitgliedes Wojciech wurde eine feit 
1924 als Wäſchenäherin im Hüttenkrankenhaus der Friedenshükte beſchäftigte 
deutſche Volksgenoſſin mit der Begründung entlaſſen, daß es für eine 
„Germanka“ in Polen keine Arbeit gebe. Da es ſich bei der aus ihrem beſcheidenen 
Verdienſt verdrängten Deutſchen um eine 54jährige, alleinftehende Frau handelt, kann man 
das Verhalten des polniſchen Betriebsratsmitgliedes nur als einen Roheitsakt bezeichnen. 
— Zu den Betriebsratswahlen in Set Bismarckhütte, die am 21. und 
22. September ſtattfanden, hatten auch die deutſchen Arbeiter eine eigene Kandidaten⸗ 
liſte eingereicht. Der polniſche Wahlvorſtand erklärte jedoch, daß er die deutſche 
Lifte „wegen eines Formfehlers“ nicht zulaſſen könne. Er blieb bei dieſer Ent⸗ 
ſcheidung auch, als der Königshütter Arbeitsinſpektor, an den ſich der deutſche Liſtenführer 
gewandt hatte, feſtſtellte, daß keine rechtliche Handhabe für die Zurückweiſung der 
deutſchen Liſte vorliege. Auf dieſe S wurde den deutſchen Arbeitern die Wahl eigener 
Vertreter in den Betriebsrat der Hütte unmöglich gemacht. — Ein Gaſtwirt in 
Eichenau bemühte ſich ſchon ſeit längerer Zeit vergebens um die Konzeſſion für eine 
Gaſtſtätte. Auf Anfrage wurde ihm ſchließlich erklärt, daß ihm die RKonzeſſion 
nicht erteilt werden könne, ſolange er deutſchen Vereinen die Be⸗ 
nutzung feiner Räume erlaube. Daraufhin ſah ſich der Gaſtwirt gezwungen, 
den betreffenden Vereinen, und zwar einem Turnverein, einer Kriegsverletztenvereinigung 
und einem Kirchenchor, die Abhaltung ihrer Verſammlungen und Ulebungen in ſeinem 
Haus zu verbieten. ; 

Im Rahmen der vom Deutſchen Kulturbund in Kattowitz durchgeführten b 
ſchulwoche ſollte u. a. Prof. Dr. Seidenſticker von der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Hirſchberg über ein ſippenkundliches Thema ſprechen. Dem deutſchen Gelehrten 
wurde von den polniſchen Behörden aus unbekannten Gründen die Einreiſe⸗ 

enehmigung nach Polen verweigert. Es iſt dies wieder einer der häufigen 
Falle, in denen der deutſchen Volksgruppe in Polen bei ihrem ſelbſtverſtändlichen 
Beſtreben, am geiſtigen Leben des Mutterlandes teilzunehmen, von Seiten der polniſchen 
Staatsſtellen Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. — Dem Arzt Dr. Walter 
Urtel in Piasniki, der deutſcher Reichsangehöriger iſt, wurde von der Geſundheits⸗ 
abteilung der Kattowitzer Wojewodſchaft mit ſofortiger Wirkung die 
weitere Ausübung feiner ärztlichen Tätigkeit unterſagt. 
Daß dieſem Arzt, der feit 1919 in Piasniki wirkte, feine Praxis bereits mit Wirkung vom 
15. September entzogen worden iſt, obwohl ihm zunächſt die Aufenthalts⸗ und Arbeits⸗ 
enehmigung bis zum 1. Dezember d. J. erteilt worden war, geht anſcheinend auf den 
Brotneid gewiſſer polniſcher „Kollegen“ zurück. , 

Am 26. September fand in e eine deutſchfeindliche Kund⸗ 
gebung ſtatt, über die im Wojewodenblatt, der „Polka Zachodnia“, begeiſtert 
berichtet wurde. Die Hetzrede des Profeſſors Piaſecki vom polniſchen Gymnaſtum 
in Tarnowitz, wurde von der aufgeputſchten Maſſe immer wieder durch Zurufe wie 
„Raus mit den Deutſchen!“ unterbrochen. Zum Schluß wurde eine Entſchließung 
folgenden Wortlautes verleſen: 

„Wir verlangen Anwendung der gleichen Mittel gegen die deutſche Minderheit in Polen, 

wie ſie gegen die Polen in Deutſchland angewandt werden (2), 

ein Verbot, deutſche Zeitungen in Polen zu verkaufen, 

Beſchränkung der Genehmigungen zur Reiſe nach Deutſchland, 

Auflöſung der deutſchen Mittel- und Volksſchulen bis auf die Zahl der polniſchen Schulen in 

Deutſchland, insbeſondere Auflöſung des deutſchen Gymnaſiums in Tarnowitz, 

Aufhebung der deutſchen Gottesdienſte, 

Ausweiſung der deutſchen Optanten, da auch aus Deutſchland Polen ausgewieſen werden (?), 

Entziehung der Unterſtützung (2) für Deutſche, die nach Deutſchland geflüchtet ſind, 

Parzellierung der Donnersmarckſchen Güter, 

Kürzung der Polizeiſtunde für die deutſchen Lokale und Entziehung ſämtlicher an Deutſche 

erteilten Konzeſſionen, 

Beſeitigung der deutſchen Aufſchriften in öffentlichen Lokalen, 

Auflöſung der deutſchen Organiſationen. 
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Gleichzeitig verlangen wir eine entſchiedene Haltung gegen Danzig, denn es muß die Stärke 
und Macht unſeres Staates fühlen. Wir können nicht dulden, daß die Danziger Behörden 
polniſche Bürger (2) verhaftet und polniſche (?) Kinder mit Gewalt (2) zum Beſuch der 
deutſchen Schule zwingen. Der Uebermut des Danziger Eſels () muß gebändigt werden.“ 


Die Ereigniſſe der letzten Zeit beweiſen, daß die polniſchen Behörden bereits dabei ſind, 
die hier aufgeſtellten Forderungen einer verhetzten Maſſe in die Tat umzuſetzen. Deutſch⸗ 
feindliche Kundgebungen wie dieſe in Tarnowitz fanden während der letzten Wochen auch 
in zahlreichen anderen Orten Oſtoberſchleſiens ſtatt. 


m . . Wenn wir ſchon bei den Wojewoden find, fo darf der Widerſpruch nicht 
außer acht gelaffen werden, der zwiſchen der Politik des Miniſters Beck 
und der des Wojewoden Grazynſki beftehbt. Man kann entweder dem einen 
oder dem anderen Recht geben, doch über eines muß man ſich klar ſein, daß Herr Beck 
alles Mögliche tut, um mit unferm deutſchen Nachbarn friedlich zuſammenzuleben, daß 
Dr. Grazynſki aber keine Gelegenheit vorbeigehen läßt, um 
die deutſch⸗polniſchen Beziehungen zu verſchärfen. Wenn heute 
Miniſter Beck (bei feinen Verhandlungen mit Deutſchland) auf Schwierig- 
keiten ſtößt, fo find diefe Schwierigkeiten einerſeits dem in 
den inneren Verhältniſſen Polens herrſchenden Chaos, 
andererſeits der Politik des ſchleſiſchen Wojewoden zuzu⸗ 
ſchreiben.“ Der „Czas“, der dieſe Sätze geſchrieben hat, hat damit ſehr deutlich 
zum Ausdruck gebracht, daß auf deutſcher Seite aller Anlaß beſteht, den gelegentlichen 
polniſchen Verſicherungen einer Annäherungsbereitſchaft an Deutſchland Mißtrauen 
entgegenzubringen, ſolange auf polniſcher Seite noch Leute wie der Wojewode Grazynſki 
als außenpolitiſch tragbar angeſehen werden. 


Aber den polniſchen Antiſemitismus 


„Polen iſt nicht antiſemitiſch. Der Schlüſſel des jüdiſchen Problems iſt eine wirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale, nicht aber eine politiſche Frage“. Mit dieſen Worten hat Db er ft 
Beck im Februar d. J. die Einſtellung der polniſchen Oeffentlichkeit zur Judenfrage 
charakteriſiert. Es wird vielleicht manchen, der die häufig durch die deutſche Preſſe 
gehenden Notizen über judenfeindliche Ausſchreitungen, über den Ausſchluß der Juden 
aus Berufs, Wirtſchafts⸗ und ſonſtigen Verbänden und über ähnliche Vorgänge in Polen 
geleſen hat, wundern, wenn feſtgeſtellt wird, daß die Erklärung des Oberſten Beck auch 
heute noch ihre Richtigkeit hat. Es ift eine gründliche Verkennung der tatſächlichen Ber- 
hältniſſe, wenn man den polniſchen Antiſemiten, die an jüdiſchen Geſchäften die Fenſter 
einſchlagen, die zwangsweiſe Entfernung der Juden aus Polen verlangen, die Entjudung 
der Hochſchulen fordern u. a. m., eine der deutſchen Einſtellung zur Judenfrage ent⸗ 
ſprechende Haltung nachſagt. Dem polniſchen Antiſemitismus fehlt das 
die deutſche Einſtellung vor allem beſtimmende Element: die 
Ablehnung des Judentums aus raſſiſchen Gründen, aus Gründen 
der inneren und äußeren Sauberkeit. A 

Für den polniſchen Antiſemitismus ift das Judentum auch heute noch im weſentlichen 
nichts anderes als ein wirtſchaftliches und ſoziales und allenfalls 
aucheinreligiöſes Problem. Das wird verſtändlich, wenn man bedenkt, daß 
das polniſche Judentum in feiner Maffe eine in fid abgeſchloſſene, chriftenfeindliche 
Religionsgemeinſchaft darftellt, daß es durch feine Zuſammenballung in den mittel- und 
oſtpolniſchen Städten das Hochkommen eines polniſchen Handwerkerſtandes verhindert, 
daß es der polniſchen Intelligenz den Zugang zu den von ihm überfremdeten freien 
Berufen verſperrt. Hinter dem Bewußtſein dieſes täglich fühlbaren materiellen und 
konfeſſionellen Gegenſatzes tritt das Bewußtſein der raſſiſchen Andersartigkeit weitgehend 
zurück. Und ſelbſt dort, wo, wie es in letzter Zeit mehrfach geſchehen iſt, von politiſchen 
und ſonſtigen Organisationen neue antiſemitiſche Programme aufgeſtellt werden, wird es 
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in der Regel noch immer vermieden, von den Juden als von einer fremden Raffe, einer 
artfremden Blutsgemeinſchaft, zu ſprechen. Der grundſätzliche Unterſchied, der im deut- 
ſchen Volksbewußtſein ſowohl wie in der deutſchen Geſetzgebung zwiſchen dem Juden 
als einem Angehörigen einer fremden Raſſe und etwa dem Polen als einem Angehörigen 
eines artverwandten Volkes gemacht wird, iſt daher der polniſchen Auffaſſung fremd. 
Dem polniſchen Antiſemitismus liegen im weſentlichen dieſelben Gefühle und Ueber- 
legungen wie der polniſchen Deutſchenfeindſchaft zugrunde. Zum erſten Male iſt es wohl 
kürzlich von Seiten des Verbandes „Das Junge Polen“ geſchehen, daß das Judentum in der 
programmatiſchen Erklärung einer politiſchen Organiſation nicht bloß als religiöſer, wirt- 
ſchaftlicher und politiſcher, ſondern auch als ein raſſiſcher, unaſſimilierbarer Fremdkörper 
im polniſchen Staate erkannt und hingeſtellt worden iſt. Von einer ſolchen grundſätz⸗ 
lichen Erklärung bis zur praktiſchen Betätigung im Sinne dieſer Erklärung ift es 
freilich noch weit. 

Die Forderung, auf die ſich die antiſemitiſchen Kreiſe Polens geeinigt haben, iſt die 
Entjudung des polniſchen Staates durch die Forcierung der jüdiſchen Emigration. Dieſe 
Forderung wird am heftigſten von den Nationaldemokraten und den Nationalradikalen 
vertreten; ſie findet ſich im Programm des Lagers der nationalen Einigung wieder; und 
auch die offizielle Außenpolitik Polens hat ſich dieſe Forderung zu eigen gemacht. Freilich 
beſtehen weitgehende Meinungsverſchiedenheiten darüber, welche Mittel polniſcherſeits zur 
Anwendung gebracht werden können, um mehrere Millionen Juden von der Nützlichkeit 
einer möglichſt beſchleunigten Emigration am wirkſamſten zu überzeugen. Oberſt Beck 
hat das Problem inſofern richtig angefaßt, als er zunächſt einmal die Frage zu klären 
verſucht, wohin die jüdiſchen Maſſen, die man aus Polen zu entfernen gedenkt, eigentlich 
auswandern ſollen. Vor dem Kriege wanderten jährlich rund 65 000 Juden aus dem 
heutigen polniſchen Staatsgebiet aus. Die Einwanderungsbeſchränkungen, die nach dem 
Kriege in den meiſten überſeeiſchen Ländern eingeführt wurden, haben die jüdiſche 
Emigration zum Stillſtand gebracht. Das polniſche Intereſſe an den Ereigniſſen in 
Paläftina ift alfo begreiflich. Doch hat Oberſt Beck bisher in dieſer Hinſicht kaum 
praktiſche Erfolge erzielt. Daß ſeine wiederholten Interventionen irgendwie auf die 
britiſchen Entſcheidungen in der Paläſtina⸗Frage eingewirkt haben ſollen, iſt angeſichts der 
weitgehenden Unintereſſiertheit des Foreign Office an der Judenfrage in Polen von vorn⸗ 
herein wenig wahrſcheinlich. Und feine Bemühungen, im Völkerbund Intereſſe für die 
polniſchen Sorgen und Wünſche zu wecken, haben dort bisher nur unwilliges Erſtaunen 
hervorzurufen vermocht. 

Die polniſchen Chancen bezüglich einer Erweiterung und Beſchleunigung der jüdiſchen 
Emigration ſind alſo gering. Die Zahl der jährlich aus Polen auswandernden Juden 
iſt weit geringer als die Zahl der in Polen jährlich geborenen Juden. Polen wird ſich 
alſo ſelbſt dann, wenn man von der wenig wahrſcheinlichen Annahme ausgeht, daß ſich 
die jüdiſche Emigration um ein Mehrfaches ſteigern läßt, auf die Tatſache einſtellen 
müſſen, daß die Juden noch auf Jahrzehnte hinaus einen erheblichen Teil ſeiner Bevölke⸗ 
rung bilden. Das aber bedeutet, daß Polen, um den ſchädlichen Einfluß des Judentums 
auf ſein wirtſchaftliches, politiſches und kulturelles Leben und auf den raſſiſchen Beſtand 
des polniſchen Volkes zu mindern, ſich zu einer energiſchen und eindeutigen Aktion gegen 
das Judentum aufraffen muß. Die polniſche Stellung ift hierbei freilich nicht günftig. 
Denn das Judentum hält in Polen wichtige wirtſchaftliche Poſitionen beſetzt; es bildet 
durch ſeine Maſſe, durch ſeine offenſichtliche Sympathie mit dem Bolſchewismus und 
durch die Rückendeckung, die es am Weltjudentum findet, einen politiſchen 
Faktor, der von der polniſchen Regierung durchaus ernſthaft in Rechnung geſtellt 
werden muß. Es kommt hinzu, daß die Maſſe des polniſchen Volkes das Judenproblem 
in ſeiner ganzen raſſiſchen Bedeutung noch nicht erkannt hat, und daß es einflußreiche 
Kreiſe nicht nur in den Reihen der politiſchen Oppoſition, ſondern auch in der Regierung 
ſelber gibt, die fih ſchützend vor das Judentum ſtellen oder die doch, wenn ſie ſich — 
der Volkstümlichkeit wegen — nach außen hin als Antiſemiten bekennen, aus dieſen oder 
jenen Gründen ein Intereſſe daran haben, die etwa gegen das Judentum gerichteten Maß⸗ 
nahmen zu ſabotieren. So hat ſich z. B. die kürzlich ins Leben gerufene Polniſ che 
Demokratiſche Front, die auch Teile des Regierungslagers umfaßt, in einer 
programmatiſchen Erklärung als philoſemitiſch bekannt! 
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Poloniſierung deutfcher Familiennamen 


Einen bemerkenswerten Beitrag zu der Frage der Poloniſierung deutſcher 
Familiennamen hat der „Danziger Vorpoſten“ in feiner Nummer vom 28, Auguft 
d. J. geliefert. (Siehe auch „Dſtland“ Nr. 22/1936, Seite 324, und Nr. 13/1937, 
Seite 243.) Das Blatt weiſt einleitend darauf hin, wie die polniſche Propaganda ſeiner⸗ 
zeit in Verſailles verſucht hat, unter Hinweis auf das Adreßbuch der Stadt 
Danzig, das einen verhältnismäßig hohen Vomhundertſatz polniſcher oder polniſch 
klingender Familiennamen aufweiſt, den angeblich „polniſchen Charakter“ dieſer 
urdeutſchen Stadt zu „beweiſen“. Das Blatt erinnert dann an die bekannte Tatſache, 
daß in Weſtpreußen in der Zeit der polniſchen Herrſchaft von der 
nafionalpolniſchen Geiſtlichkeit (die ja damals die Perſonenſtandsregiſter 
führte) zahlloſe deutſche Namen willkürlich in eine polniſche 
Sprach- und Schreibformumgefälſcht worden ſind. Vor etwa 30 Jahren 
ift nun, wie das Blatt weiter vermerkt, in der Zeitſchrift „Der Deutſche Herold“ 
eine Liſte polniſcher Familiennamen aus Weſtpreußen veröffentlicht worden, deren Träger 
einwandfrei nachweiſen konnten, daß ihre Vorfahren einmal deutſche Namen getragen 
haben. Aus dieſer Liſte hat der „Vorpoſten“ eine Auswahl von etwa 150 Namen 
wiedergegeben und an Hand des Danziger Adreßbuches von 1934 hinzugefügt, wie häufig 
die betreffenden Familiennamen in Danzig vertreten ſind. Dieſe Aufſtellung, aus der im 
Folgenden wiederum einige Beiſpiele angeführt werden ſollen, (an erſter Stelle der 
urſprüngliche deutſche, an zweiter Stelle der heutige polniſche Name, dahinter in 
Klammern die Häufigkeit des Vorkommens dieſes polniſchen Namens im Danziger 
Adreßbuch) gibt einen kleinen Einblick in den Umfang der Namenspoloniſierung, die ſich 
in früheren Jahrhunderten im Often vollzogen hat. 


von Weiß — Bialke (18) von Goldſtein — Koſowſki (6) 
Bläske und Blaſchke — Blaszkowſki (1) Schmied — Kowalſke (2) 
von dem Borne — Brodzki (1) von Kreutzberg — Krupka (2) 
von Brünnecke — Bronk (1) Blum — Kwiatkowſki (29) 
Birk — Brzoſka (7) Meyer — Majerowicz (1) 
von Weiden — Butomffi (5) Miſchke — Miſchzewſki (4) 
von Büchau — Bychowſki (2) von Braunſchweig — Milczewſki (1) 
Zimmermann — Cieslik (2) u. Cieſſielſki (3) Noßke — Noskowicz (1) 
Scheu — Czaja (10) Neumann — Nowicki (1) 
von Maſſow — Czudnochowſki (1) von Pirch und von Delk — Pioch (62) 
von Wranke — Deminſki (2) Preuß — rent 2 
Daſchke — Daszkowſki (5) von Horn — Rogowſki (14) 
Döpke — Depta (1) von Fritſche — Rybicki (2) 
von Fuchs — Dulffi (9) von Kalckſtein — Stolinſki (1) 
Ebert — Ebertowſki (1) Hecht — Szezulkowſki (1) 
Erdmann — Extmanſki (2) von Schönbeck — Szembek (1) 
von Gnadkau — Golembiewſki (20) Schmidt — Samot (1) 
von Reimann — Golombiewſki (12) Ziehmann — Szymanſki (26) 
von Lehwald und von Sternberg — Thomas — Tominffi (3) 
Gorny (10) von Rohr und von Strang — Trzinſki (2) 
von Becker — Gotkowſki (3) von Wenſing — Waldomffi (2) 
von Windeck — Grzybowſki (4) von Tallen — Wilczewſki (5) 
Hammer — Hamerſki (3) von Wilckau — Wilkowſki (6) 
von Eichholz — Jablonowſki (t) von Bieberſtein und von Kurzbach — 
Karge — Karpinſki (41) Zawadzki (1) 
Kochenſtein — Kochanſki (17) von Schmudde — von Zmuda (1) 


Außer zahlreichen anderen ſind im „Danziger Vorpoſten“ noch Dutzende von Adels⸗ 
geſchlechtern erwähnt, die ihren urſprünglichen deutſchen Familiennamen aufgegeben und 
ſich neue, polniſche Namen beigelegt haben, die zumeiſt der Bezeichnung ihrer jeweiligen 
Beſitzungen entlehnt worden find. So find die von Oppeln aus Bronikowo zu 
Bronikowſki geworden, die von Schädlin aus Czarlin zu Czarlinſki, die von 
Zurech, von Preuß und von Wittken aus Czarnowo zu Czarnowſki, die von 
Bach aus Gowin zu von Gowinſki, die von Löwe aus Kiedron zu von Kiedrowſki, die 
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von der Bach und von Büffel aus Kolkau zu Kolomffi, die von Schlewitz 
und von Byſtram aus Konary zu Konarſki, die von Silberſchwecht aus 
Laſchewo zu von Laszewſki, die von Rietzen aus Koſitzau zu von Kozyczkowſki, die 
von Hollke aus Lebno zu von Lebinſki, die von Mark, von Rüdgiſch und 
von Stendeck aus Modrow zu von Modrzewſki, die von Fritzſche aus Rekow 
zu Rekowſki, die von Otterfeld aus Rybiniec zu Rybinſki, die von Helden und 
von Brant aus Sarnowo zu von Garnomffi, uff. 


Die Beiſpiele könnten ſeitenlang fortgeführt werden! Die Sippenforſchung fördert 
täglich neue Belege dafür zutage, daß in früheren Zeiten ungezählte deutſche Familien⸗ 
namen poloniſiert worden ſind, und zwar — was nicht überſehen werden darf — in den 
meiſten Fällen ohne eigentliches Zutun oder gar gegen den Willen 
ihrer Träger! Aktionen, wie fie im Laufe dieſes Jahres vom polniſchen Weſt⸗ 
verband in Oſtoberſchleſien durchgeführt worden ſind, hat es auch ſchon in früheren 
Zeiten gegeben. Nur haben ſie damals, in einer Zeit ungefeſtigter Familiennamen, wohl 
weniger Aufſehen erregt als heute! 


Neue Angriffe auf Danzig 


Seit 1933 iſt die Regierung der Freien Stadt Danzig bemüht, das Verhältnis zu 
Polen ohne die Inanſpruchnahme des Völkerbundes zu ordnen. Dieſes Verfahren hat 
ſich grundſätzlich bewährt, und zwar inſofern, als das Verhältnis zwiſchen Danzig und 
Polen aufgehört hat, ein Handelsobjekt der in Genf verſammelten, an der Sache ſelbſt 
zumeiſt mehr oder weniger uninfereffierten Mächte zu bilden. Das Verfahren ſetzt, wenn 
es zu einer tatſächlichen Beruhigung führen ſoll, aber voraus, daß der deutſche Charakter 
und die ſtaatliche Selbſtändigkeit der Freien Stadt von Polen als unbeſtreitbare Tatſachen 
anerkannt werden. Dieſe e iſt nicht gegeben. Die Ereigniſſe der letzten 
Wochen haben das von neuem bewieſen. 

Ende Auguſt ſind auf Veranlaſſung des Danziger Senates etwa ein Dutzend Kinder, 
die zu den polniſchen Minderheitsſchulen angemeldet worden waren, in deutſche Schulen 
umgeſchult worden. Um dieſe Maßnahme verſtehen zu können, muß ein wenig weiter 
ausgeholt werden. Es hat ſich in den betreffenden Fällen um Kinder gehandelt, deren 
Väter bei der polniſchen Eiſenbahndirektion in Danzig angeſtellt ſind. Tatſache iſt nun, 
daß dieſe polniſche Stelle im Laufe der Jahre tauſende deutſcher Eiſenbahner, die ſich 
treu zu ihrem Volkstum bekannten, entlaſſen und manche andere durch wirtſchaftliche 
Drohungen oder Verſprechungen dazu gezwungen oder verleitet hat, ihre Kinder den 
polniſchen Schulen anzuvertrauen. Der Danziger Senat hat alſo der Tatſache gegen⸗ 
übergeſtanden, daß die der polniſchen Sprache unkundigen Kinder deutſcher Eltern in 
polniſchen Schulen der Gefahr der Entdeutſchung ausgeſetzt ſind. Daß die Väter 
zum Teil in polniſchen Vereinen Mitglieder ſind, kann nicht als Beweis gegen ihre 
eigene deutſche Volkszugehörigkeit und gegen die ihrer Kinder angeführt werden; denn 
es iſt in jedem einzelnen Falle feſtgeſtellt worden, daß ihre Mitgliedſchaft in dieſen 
Vereinen genau ſo wie die polniſche Einſchulung ihrer Kinder von polniſcher Seite 
durch wirtſchaftlichen Druck erpreßt worden iſt. 

Der Danziger Senat hat dem demoraliſierenden Seelenkauf der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung durch eine Verordnung einen Riegel vorzuſchieben verſucht, derzufolge die⸗ 
jenigen Schüler, die zur polniſchen Schule angemeldet werden, daraufhin geprüft werden, 
ob dieſe Einſchulung nicht auf einem anderen Grunde als dem der Zugehörigkeit zum 
polniſchen Volkstum beruht. Demgemäß hat der Senat bei Beginn des Schuljahres 
in einer Reihe von Fällen gegen die Einſchulung in polniſche Schulen Einwendungen 
erhoben und auf gütlichem Wege eine Einigung mit den polniſchen Stellen herbeizuführen 
verſucht. Auf polniſcher Seite aber hat man ſich offenſichtlich geſcheut, ſich über die 
Methoden, mit denen im Gebiete der Freien Stadt Kinder für die polniſchen Schulen 
angeworben werden, zu äußern. Jedenfalls hat man von dem Danziger Angebot, ſich 
über die ſtrittigen Fälle zu unterhalten, keinen Gebrauch gemacht. Der Danziger Senat 
hat darauf, durch keinerlei vertragliche Bindungen mehr beſchränkt, die Angelegenheit 
von ſich aus in der erwähnten Weiſe entſchieden. Er hat nichts anderes getan, als 
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deutſchen Kindern, die die unſchuldigen Opfer der wirtſchaftlichen Bedrängnis ihrer Eltern 
zu werden drohten, das Recht auf deutſche Schulerziehung zu ſichern. Es muß dazu 
bemerkt werden, daß das Verfahren des Danziger Senates keineswegs als ein grund⸗ 
ſätzliches Bekenntnis zur Beſtimmung der Volkszugehörigkeit nach den ſogenannten 
„objektiven Merkmalen“ zu werten iſt. Das Verfahren iſt vielmehr durch die unge⸗ 
wöhnliche Lagerung gewiſſer rechtlicher und wirtſchaftlicher Verhältniſſe in der Freien 
Stadt Danzig bedingt. 

Der Schritt des Senates hat in der polniſchen Preſſe ein Echo gefunden, daß für 
die Einſtellung Polens zu Danzig ſo bezeichnend iſt, daß es durch einige Beiſpiele 
charakteriſtert zu werden verdient. Da ift u. a. von förmlichen Jagden die Rede 
geweſen, die die Danziger Polizei auf die „polniſchen“ Kinder gemacht haben ſoll. Es 
ſei wirklich ſchwer, hat es im „Slowo Pomorſkie“ geheißen, „ein kraſſeres Beiſpiel des 

ermaniſchen Ulebermutes“ zu finden. Der „Goniec Warſzawſki“ hat gemeint, daß 
Polen das Danziger Vorgehen mit der „Zermalmung der deutſchen Minderheit in ſeinen 
Grenzen“ beantworten müſſe. Das „ABC“ hat von „zyniſchen, unverſchämten Heraus⸗ 
forderungen“ geſprochen, die Polen „nur mit Fauſtſchlägen beantworten“ könne. Und der 
„IJluſtrowany Kuryer Codzienny” hat der polniſchen Regierung empfohlen, dem Danziger 
Senat „mit der Fauſt in die Freſſe zu hauen“. Es hat keine polniſche Zeitung gegeben, 
die auch nur den Verſuch gemacht hätte, die Dinge ſo zu ſehen, wie ſie tatſächlich ſind. 
Und kein polniſches Blatt hat ſo viel Anſtand beſeſſen, zuzugeben, daß es nicht nur 
das Recht, ſondern auch die Pflicht der Danziger Regierung iſt, den deutſchen Kindern 
einen Schulunterricht in deutſcher Sprache und im deutſchen Geiſte ſicherzuſtellen. 

Die Ausfälle der polniſchen Preſſe haben die Danziger Regierung gezwungen, einige 
dieſer Blätter für das Gebiet der Freien Stadt zu verbieten. Sie hat, um die Durch⸗ 
führung des Verbotes zu überprüfen, die Briefträger der polniſchen Poft in Danzig 
kontrollieren und die von dieſen trotz des Verbotes ausgetragenen Zeitungen beſchlag⸗ 
nahmen laſſen. Das hat auf polniſcher Seite eine neue Welle von Schmähungen und 
Verleumdungen zur Folge gehabt. Es liegt auch in dieſem Falle klar auf der Hand, 
daß es das ſelbſtverſtändliche Recht der Danziger Regierung ift, innerhalb ihres ſtaat⸗ 
lichen Machtbereichs für die Durchführung ihrer Anordnungen Sorge zu tragen. 

Wenn Polen gegen die Einſchulung deutſcher Kinder in deutſche Schulen und gegen die 
Beſchlagnahme verbotener Zeitungen durch die Danziger Regierung Einſpruch erhebt, ſo 
bedeutet das nichts anderes, als daß es den deutſchen Charakter und die ſtaatliche Selb⸗ 
ſtändigkeit der Freien Stadt nicht anzuerkennen bereit iſt. Daß das tatſächlich ſo iſt, das 
hat Henryk Strasburger in feiner Schrift „Sprawa Gdanſka“ („Die Danziger Frage“) 
bewieſen. Das hat das aggreffive Verhalten der polniſchen Vertreter auf dem Hiſtoriker⸗ 
kongreß in Riga im Auguſt d. J. gezeigt. Das geht aus dem anmaßenden Auftreten des 
diplomatiſchen Vertreters Polens in Danzig hervor. Das lehrt vor allem der rüde Ton 
der polniſchen Preſſe, die unbehindert von der Warſchauer Regierung ihre feindſeligen 
Gefühle gegen das deutſche Danzig und ſeine Regierung in rohen Pöbeleien abreagiert. 
Die Art, wie von polniſcher Seite geringe Anläſſe aufgebauſcht und Tatſachen umgefälfcht 
werden, legt die Vermutung nahe, daß man dort eine Befriedung des Verhältniſſes zu 
Danzig nicht wünſcht. Es iſt nicht zu überſehen, daß ein ſolches Verhalten der Klugheit 
der polniſchen Propagandiſten kein beſonders gutes Zeugnis ausſtellt. Denn es ift doch 
klar, daß die forigeſetzten Angriffe gegen Danzig auf der Gegenſeite die Vorſtellung von 
einer gewiſſen Labiliät der territorialen Verhältniſſe wachzurufen geeignet ſein können. 
Und es kann zum mindeſten zweifelhaft ſein, wer am längeren Hebel ſitzen würde, wenn 
‚einmal auf die fortgeſetzten Provokationen der polniſchen Propaganda von der Gegen⸗ 
ſeite mit entſprechenden Mitteln geantwortet würde. 


Es iſt behauptet worden, daß in Oberſchleſien die polniſche Nationalität vor⸗ 
herrſche. Als Bewohner Oberſchleſiens behaupte ich, daß wir keine dergleichen 
Nationalität beſitzen. Die benachbarten Polen ſehen uns nicht als Brüder an. Wir 
Oberſchleſier wollen nur als deutſche Brüder, als Preußen angeſehen und 
und behandelt werden. 


Abgeordneter Juſtizrat Wodiczka 1848 im Vereinigten Landtag. 
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Eine völkerpſychologiſche Lektion 


5 Die Regierung in Kauen hat in ihrer Memelpolitik ſchon des öfteren bewieſen, daß ſie 
die Konſequenzen ihres Handelns nicht hinreichend zu überſehen vermag. Durch ein Geſetz, 
das vor kurzem in den „Vyriauſybes Zinios“ veröffentlicht worden iſt, hat ſie die Richtig⸗ 
keit dieſer Beobachtung von neuem beſtätigt. Dieſes Geſetz verfügt „für 
Zwecke des Heeres, des Verkehrs, des Hafens und des Zolles- 
die Enteignung eines in und bei Memel gelegenen Geländes 
komplexes von insgeſamt 440 Hektar. Von der Enteignung werden 24 
reichs deutſche und me m e deutſche Beſitzer betroffen. Es beleuchtet den Charakter der 
litauiſchen Fremdherrſchaft im Memelgebiet, daß das Memeler Dampfboot“, die einzige 
noch nicht verbotene deutſche Zeitung dieſes Gebietes, gezwungen worden iſt, die deutſch⸗ 
feindliche ung der Litauiſchen Telestra phenaneniie zu diefer Frage abzudrucken, alfo 
gegen die eigenen Intereſſen Propaganda zu treiben. Die Angelegenheit hat eine wirt⸗ 
ſchaftliche, eine rechtliche und eine politiſche Seite. 

Die wirtſchaftlichen Rechtfertigungsverſuche, die von litauiſcher Seite für den 
Bodenraub vorgebracht werden, tragen den Stempel der Unglaubwürdigkeit an ſich. Es 
iſt angeblich geplant, den Memeler Flughafen zu erweitern, ein Trockendock zu errichten, 
den Hafen zu vergrößern, das Eiſenbahnnetz am Hafen auszubauen, Speicher und 
Kaſernen ſowie einen neuen Bahnhof zwiſchen Memel und Karlsberg zu bauen. Sel b ft 
wenn man annimmt, daß diefe litauiſchen Angaben der Wahre 
heit entſprechen (wozu keine Veranlaſſung vorliegt), läßt fih der Umfang 
der Enteignungsaktion damit in keiner Weiſe begründen. Der 
enfeignefe Geländekomplex übertrifft an Ausdehnung die bebaute Fläche der über 50 000 
Einwohner zählenden Stadt. 

Was die rechtliche Seite der Enteignung anlangt, fo verſtößt das Geſetz 
eindeutig gegen die Beſtimmungon des Memelſtatuts. Artikel 32 
Abf. 1 des Statuts beſtimmt, daß Enteignung nur zuläſſig ift „aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles und unter der Bedingung einer vorgängigen gerechten Entſchädigung und 
nur auf Grund der Geſetze und ohne daß den Beſtimmungen des vor⸗ 
liegenden Statuts Abbruch geſchehen darf“. Dieſer letztere Paſſus 
bezieht ſich auf den Artikel 5 Ziffer 9, wo es heißt, daß die bürgerliche Geſetz⸗ 
gebung einſchließlich des Eigentumsrechtes (alfo auch ein: 
ſchließlich des Enteignungsrechtes) zur Zuſtändigkeit der auto— 
nomen Regierung des Memelgebietes gehört. Es ift demnach aus- 
ſchließlich Sache der Regierung des Memelgebietes, nicht aber Sache der Regierung in 
Kauen, darüber zu entſcheiden, ob und was enteignet werden ſoll, und zu prüfen, ob aus⸗ 
reichende Gründe des öffentlichen Wohles vorliegen und welche Entſchädigung angemeſſen 
erſcheint. Auch der bekannte Verfaſſer des großen litauiſchen Kommentars zum Memel- 
ſtatut, Prof. Robinſon-⸗Kauen, hat ausdrücklich feſtgeſtellt, daß die Verfügung von 
Enteignungen im Memelgebiet, beſonders aber deren Durchführung den autonomen 
Behörden dieſes Gebietes zuſteht. Die Rechtslage iſt vollkommen klar. Die einzig 
zuſtändige Stelle, das Direktorium des Memelgebietes, iſt mit dem 
Geſetz vor deffen Erlaß überhaupt n nicht befaßt, und das Geſetz 
nachträglich vom Direktorium abgelehnt worden. Es entbehrt alfo 
der rechtlichen Baſis und iſt als ein Gewaltakt zu werten, der mit dem Sinn und Wortlaut 
des Statuts, alfo eines zwiſchenſtaatlichen Vertrages, in Widerſpruch ſteht. 

Aus der wirtſchaftlichen Unbegründbarkeit und der rechtlichen Unhaltbarkeit des 
Geſetzes ergibt fid) deffen politifche Seite. Der „Völkiſche Beobachter“ hat zu dieſer 
Seite des Geſetzes in einer Weiſe Stellung genommen, die überall dort verſtanden werden 
dürfte, wo keine politiſchen Selbſtmörder verantwortliche Regierungspoſten bekleiden. 
Kauen, ſo heißt es da, möge ſich reiflich überlegen, daß die Memeler Gewaltakte einen 
Rückzug des deutſchen Giros von den litauiſchen Eigenwechſeln bedeuten können; 
Litauen zerſtöre durch diefe Akte den Glauben an feine Fähig⸗ 
keit zur Realpolitik, mit der man in Kauen ſo gern kokettiere. Darüber 
hinaus verliere es den Anſpruch, von der internationalen 
Oeffentlichkeit in feinen Handlungen nach rechtlichen Mafe 
ftäben gemeffen zu werden. Entweder, fo heißt es dann weiter, übernehme 
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Litauen die Verantwortung für die Memeler Enteignungen; in diefem Falle entpuppe ſich 
die geſamte Entſpannungspolitik als Vorwand, hinter dem 
man auf kaltem Wege die Antaſtung des deutſchen Volkstums, 
die man offen nicht mehr wage, durchführen wollte, — ein typiſch 
öſtlicher Dreh, der Litauen in der Skala der als anſtändig geltenden Nationen um ganze 
Klaſſen zurückwerfe. Oder aber Litauen ſei eben nicht der konſolidierte 
Staat, für den es fih ausgebe, d. h. es fei auf Grund innerer widerſtrebender 
Kräfte unfähig, eine Politik konſequent durchzuführen, zu. der es fih in klaren Momenten 
entſchloſſen habe. In beiden Fällen müſſe der Wert Litauens als 
politiſchernſt zunehmender Partner aus der Rechnung geſtrichen 
werden. Das iſt eine erfreulich deutliche Sprache. Und es iſt zu erwarten, daß es bei 
den Worten nicht bleiben wird. Das Deutſche Reich hat im Jahre 1937 ausreichende 
Mittel zur Verfügung, einer Einrichtung wie der Regierung in Kauen politiſchen Anſtands⸗ 
unterricht zu erfeilen, — und zwar Mittel nicht bloß wirkſchaftlicher Natur. 

Uebrigens hat das Geſetz auch ein Gutes gehabt: Es hat die Aufmerkſamkeit der 
deutſchen Oeffentlichkeit auf die Tatſache gelenkt, daß die durch das lange 
Schweigen der deutſchen Preſſe über das Memelproblem in 
weiten Kreiſen hervorgerufene Vorſtellung von einer „nor⸗ 
malen“ Geſtaltung der Verhältniſſe im Memelgebiet eine 
Selbſttäuſchu ng ift. Das Geſetz hat der deutſchen Oeffentlichkeit eine völker⸗ 
pſychologiſche Lektion erteilt, von der man nur hoffen kann, daß die deutſche 
Oeffentlichkeit fie in Zukunft gebührend beherzigen wird. 


Prag als iſchechiſche Preſſezentrale 


Auf keinem Gebiete gleicht die Tſchecho⸗Slowakei dem franzöſiſchen Vorbild ſo ſehr 
wie auf dem des Preſſeweſens. Während man ſonſt keineswegs ſagen kann: „Prag iſt 
die Tſchecho⸗Slowakei“, beſitzt die Prager Preſſe in der Tſchecho⸗Slowakei doch eine 
ähnlich beherrſchende Stellung wie die Pariſer Preſſe in Frankreich, — wenn man von 
einigen wenigen nichttſchechiſchen Provinzblättern abſieht. In Prag wird im weſentlichen 
die öffentliche Meinung des ganzen Landes gemacht. Sämtliche größeren 
tſchechiſchen Blätter erſcheinen in Prag. Täglich ergießt fih eine Flut 
von Zeitungen über diefe 800 000 Einwohner zählende Stadt. Hinzu kommt: der Prager 
lieſt viel, freilich ebenſo wahllos. Ermöglicht wird das beſonders der Boulevard⸗Preſſe 
durch deren außerordentlich niedrigen Preis, der freilich durch ein außer⸗ 
ordentlich ſchlechtes Papier, eine ſkrupelloſe Anzeigenpolitik und ein äußerſt niedriges 
Niveau bedingt iſt. Der Preis für die meiſten Mittags⸗ und Abendblätter beträgt 20 bis 
30 Heller (das ſind nach dem jetzigen Kursſtand etwa 2 bis 3 Pfennig). Der Preis 
für die Morgenzeitungen, die eine weit geringere Auflage aufweiſen, bewegt ſich dagegen 
um eine Krone herum. Intereſſant iſt, daß die Abendblätter gewöhnlich in der 
zehnten Morgenſtunde erſcheinen, die Mittagsblätter dagegen ſchon in den ſpäten Abend⸗ 
ſtunden des vorhergehenden Tages. „Noch etwas zum Aeußerlichen: Während der Inhalt 
der Zeitungen durchaus nach franzöſiſchem oder amerikaniſchem Muſter ſehr ſtark auf 
Senfation ausgerichtet ift, ift das Format der Zeitungen ganz das deutſche. Nur eine 
einzige Zeitung, die „Narodni Lifty”, hat das größere franzöſiſche Format. Noch in 
einem weiteren Punkte gleicht das tſchechiſche Preſſeweſen dem deutſchen, freilich dem von 
vor 1933: alle Zeitungen ſind irgendwie parteipolitiſch gebunden. 

Im folgenden foll nun, nach Parteien geordnet, eine Uleberſicht über das tſchechiſche 
Preſſeweſen gegeben werden: Zunächſt die Preſſe der nationalſozialiſtiſchen 
Partei, die, was zu beachten ift, mit der NSDAP nur den Namen gemein hat, im 
übrigen aber eine linksbürgerliche, freimaureriſche Partei iſt, etwa entſprechend den 
franzöſiſchen Radikalſozialiſten. Ihr gehörte bis zu ſeiner Wahl zum Staatspräſidenten 
der langjährige Außenminiſter Dr. Beneſſch an. Das Hauptorgan dieſer Partei ift das 
„Ceske Slovo“ („Tſchechiſches Wort“); es wird herausgegeben vom Melantrich⸗ 
Verlag. Eine beſondere Bedeutung kommt dieſem Blatte nicht zu. Weit bekannter und 
man kann ſchon ſagen: berüchtigter iſt ſeine Abendausgabe, das „Vecerni Ceske 
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Slovol, das täglich in einer Auflage von etwa 300 000 Exemplaren erſcheint. Ent⸗ 
ſprechend groß iſt der Einfluß, den dieſes Blatt auf die öffentliche Meinung ausübt. 
Die geradezu hyſteriſch deutſchfeindliche Stimmung eines großen Teils der breiten 
kſchechiſchen Maffe ift ſicher mit auf das Schuldkonto dieſes Blattes zu ſchreiben. Es. 
kommt faſt keine Nummer dieſes Blattes heraus, die nicht irgendeine Senſationsnachricht 
über Deutſchland enthält. Aus Deutſchland berichtet das Blatt grundſätzlich nur über 
Morde, Sittlichkeitsverbrechen, Kirchenverfolgungen, Hungersnöte, Rohſtoffknappheit, 
Unglücksfälle und dergleichen. Man kann da leſen, daß die 88 der deutſchen Städte 
vollkommen verödet ſeien, weil die Leute nicht mehr die Kraft hätten, ſich zu bewegen; 
vor etwa zwei Jahren konnte man in dieſem Blatt als große Senſation leſen, daß ſich 
Adolf Hitler aus Angſt vor Attentaten nie dem Volke zeige, ſondern fih ſtets von einem 
aus Braſilien (I) ſtammenden Doppelgänger vertreten laffe. Dabei muß man bedenken, 
daß dieſes Blatt ein Regierungsblatt iſt, noch dazu eines, das dem Staatspräſidenten 
beſonders naheſteht! In ähnlichem Sinne gehalten iſt das ebenfalls im Melantrich⸗ 
Verlag erſcheinende Abendblatt „A⸗Zet“. Außerdem erſcheinen in dieſem Verlag noch 
einige Wochenſchriften, Mode⸗, Frauen-, und Witzblätter. 

In ſcharfer Konkurrenz mit dem Melantrich⸗Verlag ſteht der Zeitungskonzern des 
ehemaligen nationalſozialiſtiſchen Miniſters Stribrny. In ſeinem Verlag erſcheinen 
das „Poledni Lift“ („Mittagsblatt“), der „Eg preß“, ſowie das „Nedelni 
Liſt“ („Sonntagsblatt“) und das „Pondelni Liſt („Montagsblatt“). Obwohl 
auch dieſe Blätter ſtark auf Senſationsmache eingeſtellt find, verhalten fie ſich doch außen⸗ 
politiſch, beſonders Deutſchland und Italien gegenüber, neutraler, was ſich aus ihrer 
oppoſitionellen Haltung zur Regierung erklärt. Ein angeſehenes nationales 
Bürgerblatt ift die „Politika“. Es vertritt weitgehend, vor allem in den 
nationalpolitiſchen Fragen, die Politik der Regierung, ohne im eigentlichen Sinne im 
Regierungslager zu ſtehen. Den Forderungen des Sudetendeutſchtums gegenüber verhält 
es ſich ebenſo unduldſam wie alle übrigen kſchechiſchen Blätter. Journaliſtiſch betrachtet, 
ift die „Politika“ eine der beſten tſchechiſchen Zeitungen; ihr Abendblatt ift der „Near od“ 
(„Die Nation“). 

Ein ausgeſprochenes Parteiblatt ſind dagegen wieder die nationaldemokratiſchen 
„Narodni Lifty”, die lange Zeit das Zentralorgan der „Nationalen Vereinigung“ 
waren. In dieſem Blatt ließ der im Frühjahr 1937 verſtorbene erſte Miniſterpräſident 
der Tſchecho⸗Slowakei Dr. Kramarfch feine ſonntäglichen Leitartikel erſchienen. Das 
Blatt ſteht ſeit Jahren ſchon in ſchärfſter Oppoſition zur Regierung. In außenpolitiſcher 
Hinſicht wendet es ſich gegen deren ſowjetfreundlichen Kurs, kann ſich aber nicht zu einer 
neuen außenpolitiſchen Orientierung entſchließen, ſondern iſt im weſentlichen auf der 
außenpolitiſchen Konzeption des Jahres 1919 ſtehen geblieben. Gegen das Sudeten⸗ 
deutſchtum vertritt es den Standpunkt einer brutalen Unduldſamkeit. Im übrigen ſind 
die „Narodni Lifty”, journaliſtiſch betrachtet, ein Blatt von Format. Im gleichen Verlag 
erſcheint das Abendblatt „Vecernik Narodnich Liſtu“. 

Das Blatt der republikaniſchen (agrariſchen) Partei ift der „Ben: 
fon” („Das Land“). Es bemüht fih um eine ſachlichere Beurteilung der außen⸗ 
politiſchen Lage. Als Blatt des Miniſterpräſidenten verdient es Beachtung. Chef⸗ 
redakteur ift der Jude Dr. Kahanek. Das Abendblatt des Venkov⸗Verlages ift der 
„Vecer“ („Der Abend“). Zum Regierungslager gehört auch die gut ausgebaute 
katholiſche Preſſe, die der Leitung des Juden Dr. Alfred Fuchs unterſteht. Das 
Hauptblatt dieſer Richtung find die „Lido ve Lifty” („Volksblatt) mit dazugehörigem 
Mittags-, Abend- und Sonntagsblatt. Ihrem Inhalt nach ſtehen diefe Zeitungen der 
nationalſozialiſtiſchen Senſationspreſſe nahe. Soweit in ihnen von Deutſchland die Rede 
iſt, wird beſonders gern natürlich über die „Chriſtenverfolgung“ und das „Neuheidentum“ 
im Dritten Reiche berichtet. In innerpolitiſchen Angelegenheiten wiſſen die Blätter recht 
geſchickt den katholiſchen Konfeſſionsſtandpunkt zu vertreten. Ein Regierungsblatt von 
Format find? die „Lidove Noviny” („Volkszeitung“), die dem Außen: 
miniſterium naheſtehen. Der Sitz des Blattes iſt eigentlich Brünn, doch hat es auch 
in Prag eine Redaktion. Innenpolitiſch ſteht es zwiſchen der nationalſozialiſtiſchen und 
ſozialdemokratiſchen Partei. Es iſt ein ausgeſprochen jüdiſch⸗freimaureriſches Blatt. 
Beachtlich iſt, daß es eine maßgebende Stellung in der Literaturkritik einnimmt. Im 
ganzen kann man das Blatt etwa mit der früheren „Voſſiſchen Zeitung“ vergleichen. 
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Natürlich beſitzt auch die ſozialdemokratiſche Partei ihre eigene, gut aus⸗ 
gebaute Preſſe. Das Zentralorgan dieſer Partei ift das „Pravo Lidu” („Volks⸗ 
recht“) mit dazugehörigem Abend⸗ und Morgenblatt. Vom journaliſtiſchen Standpunkt 
aus iſt die tſchechiſche ſozialdemokratiſche Preſſe freilich ebenſo ſchlecht wie es einſt die 
reichsdeutſche war. Uleber ihre politiſche Einſtellung braucht nichts geſagt werden. 
Selbſtverſtändlich ergehen ſich dieſe Zeitungen ſtändig in wüſten Beſchimpfungen Deutſch⸗ 
lands. Auch die kommuniſtiſche Partei beſitzt ein ausgebautes Preſſeweſen. 
Ihr Zentralorgan ift das „Rude Pravo” („Rotes Recht“) mit dem Abendblatt 
„Rudy Vecernik“. Hinzu kommt noch das Boulevard⸗Blatt „Halo Noviny”, 
das ſich ähnlich wie weiland die Berliner „Welt am Abend“ an ein mehr kleinbürgerliches 
Publikum wendet. In der Innenpolitik ift die kommuniſtiſche Preſſe natürlich auch 
jetzt noch oppoſitionell, um die Anhänger bei der Stange zu halten, doch vertritt ſie ſeit 
dem Abſchluß des tſchechiſch⸗ſowjetiſchen Bündniſſes den außenpolitiſchen Kurs der 
Regierung und unterſtützt deren wehrpolitiſche Maßnahmen. 

Außer den genannten Zeitungen gibt es noch eine Reihe kleinerer Blätter. So beſitzt 
auch die tſchechiſche Gewerbepartei eine eigene Tageszeitung „Narodni 
Stred“ („Nationale Mitte“). Von etwas größerer Bedeutung iſt das Blatt der 
linksſtehenden Legionärsverbände „Narodni Osvobozeni“ („Nationale 
Befreiung“), das die politiſche Ideologie Maſaryks und Beneſchs vertritt. Als regierungs⸗ 
amtliches Blättchen im Kleinformat find noch zu erwähnen die im Staats verlag 
gedruckten „Prazske Noviny” („Prager Zeitung“). 


Beſondere Beachtung verdient die große Zahl der deutſchgeſchriebenen 
Zeitungen Prags, deren es rund ein Dutzend gibt. Man muß betonen: deutſch⸗ 
geſchriebene Zeitungen, denn deutſch in ihrer Haltung ſind nur die wenigſten von 
ihnen. Die älteſte und beſtausgebaute deutſchgeſchriebene Zeitung iſt das jüdiſche 
„Prager Tagblatt“, in deſſen Verlag außerdem die „Prager Abend⸗ 
zeitung“ und die „Morgenpoſt“ gedruckt werden. Hier deckt das Judentum feine 
Karten mit einer Frechheit und Offenheit auf, wie dies ſelbſt vor 1933 in Deutſchland 
nicht möglich geweſen wäre; das gilt beſonders für Feuilleton und Anzeigenteil; in beiden 
gibt man ſich ſchon nicht mehr die Mühe, zweideutig zu ſein. Ein ausgeſprochenes 
Senſationsblatt iſt der von jüdiſchen Emigranten herausgegebene 
„Prager Mittag“, ein Blatt von vier Seiten Umfang, von denen zwei Anzeigen 
enthalten. Seine wirkſchaftliche Lage ift ficher nicht roſig. 

Als tſchechiſches Regierungsorgan anzuſehen iſt die im halbamtlichen 
Orbis⸗Verlag erſcheinende „Prager Preſſe“. Sie wird auf Staatskoſten an alle 
ausländiſchen Reiſebüros und dergleichen zu Propagandazwecken verſandt. Inhaltlich 
beſchäftigt ſie ſich auf drei Viertel ihres Raumes mit Deutſchland, wobei ſie reichliche 
Anleihen bei der Emigrantenpreſſe macht. Jede Nummer dieſes Blattes iſt ein Beweis 
für die fogen. „korrekten“ Beziehungen, die nach den Worten Dr. Beneſchs zwiſchen der 
Tſchecho⸗Slowakei und Deutſchland beſtehen. Ebenfalls Regierungsblaft iſt 
das im Staatsverlag gedruckte 20⸗Heller-Blättchen „Prager Abendblatt“. 

Zu den älteften deutſchen Zeitungen Böhmens gehört die „Deutſche Zeitung 
Bohemia“. Sie war lange Zeit eines der führenden Blätter des Sudetendeutſchtums, 
zumal des demokratiſchen Bürgertums. Es gelang ihr jedoch nicht, fih von j úd if h em 
Einfluß freizumachen, weshalb ſie einen großen Teil ihrer Bezieher an andere 
ſudetendeutſche Blätter abgeben mußte. Heute wird ſie namentlich von deutſch⸗demo⸗ 
kratiſchen Induſtriekreiſen gehalten. Die übrigen in Prag erſcheinenden deutſch gez 
ſchriebenen Zeitungen ſind in erſter Linie die Organe beſtimmter Parteien, angefangen von 
der kommuniſtiſchen „Roten Fahne“ und dem „Sozialdemokrat“, die ſich in 
ihrer Einſtellung zu Deutſchland keineswegs von den marxiſtiſchen Blättern der ent- 
ſprechenden tſchechiſchen Parteien unterſcheiden. „Eine beſondere Routine beweiſen ſie in 
der Verdächtigung und Denunzierung des völkiſchen Sudetendeutſchtums. Da die 
„deutſchen“ Sozialdemokraten ſeit vielen Jahren in der Regierung ſitzen, muß der „Sozial⸗ 
demokrat“ zur Regierungspreſſe gerechnet werden. Ebenfalls als Regierungsblätter anzu⸗ 
ſehen ſind die Blätter der auf wenige Köpfe zuſammengeſchmolzenen deutſchen Reſt⸗ 
parteien, des Bundes der Landwirte, deſſen Organ die „Deutfche Land⸗ 
poft“ ift, und der Chriſtlich⸗Sozialen Partei, als deren Organ die 
„Deutſche Preſſe“ erſcheint. Das letztgenannte Blatt iſt ein außerordentlich über⸗ 
zeugendes Beiſpiel für die deutſchfeindliche Arbeit des politiſchen Katholizismus. 
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Als wirklich deutſches Blatt ift ſomit von allen in Prag erſcheinenden 
deutſchgeſchriebenen Zeitungen nur das Blatt der Sudetendeutſchen Partei, die 
Zeit“, anzuſehen, die feit 1. Oktober 1935 erſcheint und fich ſeitdem ſchon eine große 


Leſergemeinſchaft errungen hat. 


Als Sprachrohr der Sudetendeutſchen Partei, die bei 


den Wahlen im Mai 1935 70 v. H. aller ſudetendeutſchen. Stimmen anf fih vereinigte, 
kommt ihr größte politiſche Bedeutung zu, ſo daß man die „Zeit“ heute als das führende 


Blatt des Sudetendeutſchtum anſehen kann. 


Der Blätterwald Prags iſt alſo äußerſt bunt. Es wird in Prag ſehr viel geſchrieben 


und gedruckt. 


Ein verantwortungsbewußtes Streben der Preſſe nach Volkserziehung 


läßt ſich jedoch nur ſehr vereinzelt feſtſtellen. Preſſe iſt hier Geſchäft. Die Hauptſache 
iſt, das Zeitungspapier auf möglichſt unterhaltſame Weiſe zu bedrucken und an den Mann 
zu bringen: Für den Juden ſicher ein ſehr erfreulicher Zuſtand, den er denn auch nach 


Kräften auszunützen verſteht. 


Rudolf Urban. 


Oſtland⸗Chronil 


Lehrer entlaſſen, Schule geſchloſſen 


Einige Tage vor Beginn des neuen 
Schuljahres, am 27. Auguſt, wurde die 
geſamte Lehrerſchaft der Deut: 
ſchen Privatſchule in Gom: 
polno im kongreßpolniſchen Kreiſe Kolo 
durch ein Schreiben des Warſchauer Schul- 
kuratoriums vom Amt ſuspendiert. 
Durch dieſe Maßnahme werden fünf 
Verlfſthe Tkyrer mio ‘rau wefie Kinoer 
betroffen. Die Schule wird von der 
Evangeliſchen Kirchengemeinde Sompolno 
unterhalten. Die Suspendierung wird da⸗ 
mit „begründet“, daß die Lehrer einen 
„ſchädlichen Einfluß“ auf die Kinder aus⸗ 
geübt haben. Sowohl die Lehrer, wie die 

Itern haben gegen die Vergewaltigung der 
deutſchen Schule Einſpruch erhoben. Da⸗ 
gegen hat der Paſtor der Evangeliſchen 
Kirchengemeinde Sompolno, der Rene⸗ 
gat Kreutz, von dem ihm zuſtehenden 
Einſpruchsrecht keinen Gebrauch gemacht. 
Der gleichfalls ſeines Amtes enthobene 
Schulleiter A. Breyer hat ſich durch 
ſeine wertvollen Beiträge zur Geſchichte des 
Deutſchtums in Kongreßpolen in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Welt einen Namen gemacht. 
— Auf Anordnung des Warſchauer Kultus- 
miniſteriums wurde der deutſche 
Lehrer Paul Pflaum von der 
öffentlichen Schule mit deutſcher Unter- 
richtsſprache in Paproc, Kreis Neuto⸗ 
miſchel, an die rein polniſche Schule in 
Kluczewo, Kreis Koften (Poſen), verſetzt. 
Es iſt dies der neunte deutſche Lehrer aus 
dem Kreiſe Neutomiſchel, der auf dieſe 
Weiſe zwangeverſchickt worden ift. — Troh- 
dem das Schuljahr bereits am 3. Septem⸗ 
ber begonnen hat, hat die Deutſche 
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Privatſchule in Neutomiſchel 
bis heute noch nicht die Genehmi⸗ 
gung zur Aufnahme des Unter⸗ 
richtsbetriebes erhalten, fo daß 
die deutſchen Kinder der Stadt ſeit Wochen 
ohne Unterricht ſind. — Eine ſchwere Ent⸗ 
täuſchung wurde den deutſchen Eltern in 
Soldau (früher Oſtpreußen) zuteil, als 
ſie ſich am 3. September mit ihren Kindern 
zum Beginn des Schuliabres in der Schule 
einfanden. Es wurde ihnen doy mitgeteilt, 
daß die deutſche Abteilung der 
Schule geſchloſſen worden iſt und 
daß ihre Kinder daher den polniſchen 
Klaſſen zugeteilt werden. Die Schließung 
der deutſchen Abteilung iſt um ſo unver⸗ 
ſtändlicher, als die Zahl der zu dieſer 
Abteilung angemeldeten deutſchen Kinder die 
vorgeſchriebene Mindeſtzahl überſteigt. 


Mord, Raub, Brandſtiftung 


In Dembenke im Kreiſe Nakel 
wurde das Mitglied der Jungdeutſchen 
Partei, Emil Bettin, am 19. Septem⸗ 
ber aus nichtiger Urſache von einem polni⸗ 
ſchen Schmied fo ſchwer mißhandelt, 
daß er kurz darauf ſtar b. Der ermordete 
Deutſche hinterläßt eine Frau und drei 
kleine Kinder. — In Deutſch⸗Okonin 
im Kreiſe Tuchel wurde auf die deutſche 
Volksangehörige Alwine Paul ein 
Raubüberfall verübt. Sechs mas⸗ 
kierte Banditen drangen in die Wohnung 
der Deutſchen ein, mißhandelten dieſe und 
raubten die Barſchaft. — In Gieben: 
ſchlößchen im Kreiſe Kolmar wurde an 
den Beſitzungen der deutſchen Volksange⸗ 
hörigen Emil Neumann und Fritz 
Tonn Feuer angelegt. Zwei Scheunen 


und ein Stall fielen mit allem lebenden 
und toten Inventar der Brandſtif⸗ 
tung zum Opfer. 


Große deutſche Kundgebung in Kattowitz 


Zum vierten Male trafen am 19. Sep⸗ 
tember die deutſchen Turner und Sportler 
aus ganz Polen in Kattowitz zum ſport⸗ 
lichen Wettſtreit zuſammen. Das Treffen 
geſtaltete ſich zu einer großartigen Kund⸗ 
gebung des deutſchen Selbſtbehauptungs⸗ 
willens in Polen. Den Auftakt des Feſt⸗ 
tages bildete ein Deutſcher Abend 
in der mit den alten Wappen der ober: 
ſchleſiſchen Städte und mit Spruchbändern 
geſchmückten „Reichshalle“. Eine reichs⸗ 
deutſche Leichtathletik⸗Mannſchaft, die dieſer 
Feierſtunde beiwohnte, wurde ſtürmiſch be⸗ 
grüßt. Den Höhepunkt des Treffens bildete 
der Aufmarſch der 1600 deutſchen 
Turner und Sportler im Deutſchen 
Stadion in Wilhelmstal bei Kattowitz. 
Ueber 12000 deutſche Volksgenoſſen 
wohnten den ſportlichen Wettkämpfen, bei 
denen eine Reihe von Beſtleiſtungen auf: 
geſtellt wurden, bei. Die turneriſchen 
Maſſenvorführungen, Volkstänze uſw. fan⸗ 
den immer wieder begeiſterten Beifall. Den 
Ausklang bildete die Aufführung der 
Kantate „Unter Sternen wachſen 
Taten“, bei der ein Chor von mehr als 
500 deutſchen Jungen und Mädel mir⸗ 
wirkte. Von Seiten der polniſchen Preſſe 
wurde, wie zu erwarten, das gewaltige Be- 
kenntnis zum Deutſchtum, das dieſer 
Maſſenaufmarſch beſter deutſcher Jugend 
bedeutete, mit wütenden Angriffen und 
niedrigen Verleumdungen quittiert. 


Die 15. deutſche Fiſcherfamilie ausgewieſen 

Am 19. September traf eine weitere 
deutſche Fiſcher familie aus Hela, 
die von den polniſchen Behörden ausge⸗ 
wieſen wurde, auf einem Fiſchkutter am 
Zopofter Seeſteg ein. Die Familie wurde 
don dort, wie ſchon vorher die 14 anderen 
ausgewieſenen deutſchen Fiſcherfamilien, 
nach Rügen befördert. Sie betrieb neben 
ihrem Fiſchergewerbe eine Nerzfarm 
auf Hela; die 160 Tiere der Farm wurden 
gleichfalls ins Reich überführt. p 


Unruhen in Polen 


Vor einigen Wochen traten die polniſchen 
Bauern, um ihren politiſchen Forde⸗ 
rungen Nachdruck zu verleihen, in den 
Lieferungsſtreik. Im Hauptſtreik⸗ 
gebiet, im mittleren Galizien, kam es dabei 
zu ſchweren Zuſammenſtößen zwiſchen auf: 


ſtändiſchen Bauern, die mit tſchechiſchen 
Waffen ausgerüſtet waren, und Polizei. 
32 Menſchen wurden getötet. In Bielitz⸗ 
Biala wurden kurz darauf in tagelang 
andauernden Unruhen nahezu ſämtliche 
jüdiſchen Geſchäfte von polniſchen 
Demonſtranten zertrümmert. In 
War ſchau ereignete fih am 25. Gep- 
tember, nachdem ſchon mehrere Tage hin⸗ 
durch politiſche Hochſpannung mit Prüge⸗ 
leien, Fenſterſtürmen uſw. geherrſcht hatte, 
eine Serie von Attentaten und Lleberfällen. 
Bei den Tätern handelte es ſich zum Teil 


um Trupps der bewaffneten „Schutz⸗ 
ſtaffeln“ des Verbandes „Das junge 
Polen“. Die Redaktion des „A BC“ 


wurde von 30 jungen Leuten über- 
fallen; der Chefredakteur Zalecki wurde 
verprügelt. Am 26. September demon⸗ 
ſtrierte die ſozialdemokratiſche 
Jugend, der ſich einige Gruppen links⸗ 
radikaler Bauern anſchloſſen, durch 
die Straßen der Stadt. Es ertönten Hoch⸗ 
rufe auf das Rote Spanien und die pol⸗ 
niſche Arbeiter⸗ und Bauernrepublik, ſowie 
Niederrufe auf das Regierungslager und 
die katholiſche Kirche. Während dieſer 


wurde von unbekannten 


Am gleichen Tage wurde vor der 
Tür der Redaktion eines Warſchauer 
Boulevardblattes eine Bombe gefunden, die 
noch rechtzeitig entfernt werden konnte. 
Ferner wurde auf ein Lokal des 
jüdiſch⸗marxiſtiſchen „Bund“ ein 
Revolverattentat verübt. Bei 
der Schießerei wurden mehrere Per: 
ſonen verletzt. Eine brennende Benzin⸗ 
flaſche, die gegen das Lokal geſchleudert 
wurde, verfehlte ihr Ziel. 


Langſame Fortſchritte der Motoriſierung 


Polen gehört zu den Ländern Europas 
mit der geringſten Kraftfahrzeugsdichte. Am 
1. Juli d. J. kam auf 834 Eins 
wohner ein Fahrzeug. Es wurden 
an dieſem Stichtage in ganz Polen 31 708 
Kraftfahrzeuge gezählt (ohne die Wehr: 
macht). Das ſind etwa 1 000 weniger als 
am 1. Januar 1934, aber faſt 7 000 mehr 
als am 1. Januar 1936. Von den 34 708 
Fahrzeugen -find 24598 Perſonen-⸗ 
wagen (darunter wiederum 4 614 Kraft- 
droͤſchken und 1675 Autobuſſe), 7 140 
Laſt wagen und 10 162 Krafträder. 
Die Dichte iſt in den einzelnen Landesteilen 
ſehr verſchieden. Während in der am 
ſchwächſten motoriſierten Wojewodſchaft 
Tarnopol ein Kraftfahrzeug auf 5 322 
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Einwohner 
ehemals 
biete, die nur 12 v. H. der Geſamt⸗ 
bevölkerung Polens umfaſſen, etwa ein 


kommt, entfällt auf die 
reichsdeutſchen Ge: 


22 v. H. Die Zahl der Kraftfahrzeuge iſt 
ſeit 1936 wieder im Steigen. ie Er⸗ 
ſetzung der veralteten und nicht mehr be⸗ 
triebsfähigen Fahrzeuge durch Neuan⸗ 
ſchaffung ſchreitet ſeit einigen Monaten 
verhältnismäßig raſch fort. Doch iſt der 
Vomhundertſatz der „Invaliden“ immer 
noch hoch. An den Neuanſchaffungen ſind 
vor allem die Weſtgebiete Polens beteiligt. 
Hemmend für die Motoriſterung Polens 
macht ſich neben der allgemein geringen 
Kaufkraft der breiteren Volksſchichten und 
auch der Intelligenz der ſchlechte Zuſtand 
der Straßen bemerkbar. Weiter fällt ins 
Gewicht, daß Polen keine eigene Kraftfahr⸗ 
zeuginduſtrie beſitzt, die Einfuhrzölle aber 
(gerade bei den für die polniſchen Straßen 
am beſten geeigneten mittelſchweren Wagen) 
noch immer ſehr hoch ſind. Auch der hohe 
Preis für Betriebsſtoff ſpielt eine Rolle. 
Die Garagenverhältniſſe in den größeren 
Städten ſind kataſtrophal. Die Erſaßteil⸗ 
beſchaffung iſt außer in den Großſtädten, 
die zum Teil ſtändige Vertretungen für die 
bekannteren Markenwagen beſitzen, mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Eine 
merkliche Erhöhung der Betriebskoſten 
erwächſt ſchließlich auch aus der allgemeinen 


Unſicherheit, die 
macht, einen Wagen unbewacht auf der 
Straße ſtehen zu laſſen, ein Umſtand, der 
es verſtändlich macht, daß die Zahl der 


es geradezu unmöglich 


Drittel aller Rrafffahrzpune, . Kerry ohr. be.. liol finẽ t. ceting.. jd yeng sp 
Polens. Auf Warſchau entfallen etwa und daß man z. B. in Warſchau felbft aus- 


geſprochene Kleinwagen zumeiſt von 
Chauffeuren geſteuert ſieht. Unter dieſen 
Umſtänden iſt ſchwerlich mit einer raſchen 


und ſtarken Zunahme der Motoriſierung in 


Polen zu rechnen, vor allem nicht in den 
ehemals ruſſiſchen Gebieten. 


Coppernicus⸗Preis für das Deutſchtum 
in Polen 


Die Reihe der von einem Deutſch— 
Amerikaner ins Leben gerufenen Gtif: 
tungen für künſtleriſche und wiſſenſchaftliche 
Leiſtungen des Grenz⸗ und Auslandedeutſch⸗ 
tums wurde durch einen Coppernicus⸗Preis 
erweitert. Demnach ſtehen nunmehr acht 
Preiſe zur Verfügung, darunter ein 
Herder⸗Preis für das Deutſchtum im 
preußiſch⸗baltiſchen Raum, ein Mozart- 
Preis für das öſterreichiſche Deutſchtum, 
ein Eichendorff⸗Preis für das 
Sudetendeutſchtum, ein Hermann⸗ 
von⸗Salza-Preis für das ſüdöſt⸗ 
liche Deutſchtum und ein Copper ni⸗ 
cus⸗Preis für das Deutſchtum in 

olen. Dieſer letztere Preis fol 10 000 
M. betragen und alle zwei Jahre ver: 
liehen werden. 


Bücher über den Oſten 


Siebenbürger Sachſen. Eine Weſensſchau. 
Von Miſch Orend. Verlag E. A. See⸗ 
mann, Leipzig 1937. 131 Seiten mit 8 Bildern 
auf Tafeln. Preis Leinen 3,— RM. — Der 
Hermannſtädter Verfaſſer hat hier verſucht, 
einen Einblick in die Weſensart des deutſchen 
Volksſtammes Siebenbürgen zu geben. Ererbtes 
Volkstum, geſchichtliche Tradition und land⸗ 
ſchaftliche Einflüſſe haben dort, auf füdoft: 
europäifchem Vorpoſten, einen eigenen deutſchen 
Menſchenſchlag zur Entwicklung gebracht, der 
ſich bis auf den heutigen Tag trotz weitgehender 
Unterwanderung und wechſelnder Staatlichkeit 
als das kulturell und wirtſchaftlich unbedingt 
führende Volkstum des Landes zu behaupten 
gewußt hat. Wie ſehr dieſe Behauptungskraft 
auf der bäuerlichen Verwurzeltheit und auf dem 
zähen Feſthalten an den überkommenen Formen 
des völkiſchen Gemeinſchaftslebens beruht, geht 
immer wieder aus der gewandten und liebevollen 
Darſtellung Orends hervor, die das Weſentliche 
der Einſtellung der Siebenbürger Sachſen zu 
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den Fragen der Bildung und des Rechtes, der 
Kunſt und der Wirtſchaft, der Stadt und des 
Dorfes, der Ehe und der Geſelligkeit, der 
Politik und der Religion uſw. herauszuarbeiten 
beſtrebt iſt. Als einen Mangel der ſonſt in all’ 
ihren Teilen wohlgelungenen Schrift kann man 
es vielleicht bezeichnen, daß fie faſt ausfchlieg: 
lich das ſächſiſche Dorf, nicht aber auch das 
ſtädtiſche Deutſchtum des Landes N 

J. K. 


Die Rechtslage der Unierten Evangeliſchen 
Kirche in Oberſchleſien. Von Be 
Klamun. Lutherverlag, Poſen 1937. 41 Seiten 
Preis 4,— RM. — Die für das oſtober 
ſchleſiſche Deutſchtum bedeutſame Frage der 
Rechtsſtellung der Unierten Evangeliſcher 
Kirche hat im Zuſammenhang mit dem polni 
ſchen Geſetz vom 16. Juli d. J. die deutſche 
Oeffentlichkeit in ſtarkem Maße beſchäftigt. 
In der vorliegenden Schrift wird die frühere 
Rechtslage det Kirche, die auf dem Beſchluß 
der Kreisſynode Pleß vom 6. Juni 1923, der 


Notverordnung des Präſidenten der Unierten 
Evangeliſchen Kirche vom 20. Juni 1923 und 
dem ſich daran anſchließenden Briefwechſel des 
Landes kirchenrates mit der Wojewodſchaft 
beruhte, ſowie das Geſetz vom 16. Juli d. J., 
das eine verfaſſungswidrige Entrechtung der 
evangeliſchen Kirche bedeutet, kritiſch behandelt. 
Die Beſchlüſſe, Schreiben und Geſetze ſind im 
Anhang im ortlaut wiedergegeben. Die 
Schrift iſt ein bedeutſamer Beitrag zur Leidens⸗ 
geſchichte der deutſchen Volksgruppe in Polen. 
Nähere Angaben über die Geſchichte der 
Unierten Evangeliſchen Schule in Oberſchleſien 
ſind in der im gleichen Verlage erſchienenen 
und in Deutſchland durch H. G. Wallmann 
(Leipzig, Seeburgſtr. 400) zu beziehenden 


Schrift von Rudolf Schneider „Oberſchleſiſches 


Gedenkbuch“ enthalten. Auch auf dieſe Schrift 
ſei hier verwieſen. Dr. K 

Unſer Staat und der Weltfriede. Von 
Hanus Kuffner. Aus dem Tſchechiſchen 
überſetzt von H. V. Wien. Verlag E. Stracke, 
Warnsdorf (Böhmen) 1922. 32 Seiten mit 
5 Karten. — Die Broſchüre iſt unter dem Titel 
„Nas ftat a ſpetovy mir“ im Jahre 1918 in 
der Tſchechiſchen Volksbuchhandlung J. Sprin⸗ 
ger in Prag⸗Weinberge erſchienen. Sie gibt den 
weſentlichen Inhalt eines Memorandums 
wieder, das im Sommer 1917 „den berufenen 
Faktoren“, d. h. den leitenden Staatsmännern 
der Feindmächte, überreicht worden iſt. Es iſt 
durchaus nicht ſo unzeitgemäß, wie es zunächſt 
vielleicht ſcheinen mag, wenn heute, nach 
20 Jahren, noch einmal auf dieſe Denkſchrift, 
die den tſchechiſchen Wunſchzettel für die 
Pariſer Diktatskonferenz enthält, hingewieſen 
wird. Die Realiſierbarkeit der tſchechiſchen 
Wünſche iſt heute zwar unwahrſcheinlicher denn 
je; die ſeeliſche Verfaſſung des tſchechiſchen 
Volkes, aus der heraus derart ſadiſtiſche Forde⸗ 
rungen aufgeſtellt werden konnten, wie ſie die 
Denkſchrift Kuffners enthält, aber iſt dieſelbe 
geblieben und hat durch die Zuſammenarbeit 
mit dem wahlverwandten Bolſchewismus noch 
eine Vertiefung erfahren. Es iſt das Bekennt⸗ 
nis der führenden Politiker des tſchechiſchen 
Volkes, daß die Todfeindſchaft gegen das 
Deutſchtum dieſem Volke ſeine geſchichtliche 
Lebensberechtigung gibt. In dieſem Sinne ift 
und bleibt die Denkſchrift von Kuffner der un⸗ 
verhüllteſte Ausdruck des letzten Zieles alles 
ſchechiſchen Handelns. Kuffner hat die reſtloſe 
Zerſchlagung des Deutſchen Reiches und 
Deſterreichs als die „einzige Bürgſchaft eines 
dauerhaften Weltfriedens“ gefordert: die Auf⸗ 
teilung des deutſchen Oſtens unter den polni- 
ſchen und den tſchechiſchen Staat und in drei 
abhängige Staatengebilde „Unterelbe“, „Ober⸗ 
elbe“ und „Pommern“, die Aufteilung Nord- 
weſtdeutſchlands an die Niederlande und ein 
Staatengebilde, das er „Weſerland“ genannt 
hat, die Auslieferung des geſamten links⸗ 
rheiniſchen Gebietes an Belgien und Frank⸗ 
reich, die Vergrößerung der Schweiz um Vorarl⸗ 
berg und Nordtirol, die Zuteilung der Baye⸗ 
riſchen Oſtmark an den tſchechiſchen Staat und 
die reſtloſe Aufteilung Oeſterreichs unter 


Tſchechien, Südſlawien und eine unter tſche⸗ 
chiſch⸗ſloweniſcher Verwaltung ſtehende „Mittel: 
mark“. Was dann vom Deutſchen Reich noch 
übrig blieb, follte nach der Forderung Kuffners 
als Deutſche Reſervation dazu verurteilt ſein, 
ein Daſein abſoluter Rechtloſigkeit zu führen. 
Es ſind das Forderungen, die nur von einer ſich 
in krankhaftem Haß verzehrenden Phantaſie 
erdacht werden konnten. Gerade deshalb muß 
aber betont werden, daß Kuffner nicht als 
Privatperfon, ſondern im Auftrag führender 
tſchechiſcher Politiker dieſen Plan einer „Neu: 
ordnung Europas“ ausgearbeitet hat. Und es 
muß daran erinnert werden, daß erſt vor kurzem 
von tſchechiſcher Seite wiederum eine Landkarte 
verbreitet worden iſt, die ſich weitgehend mit 
den Kuffnerſchen „Vorſchlägen“ deckt. Dem 
Text der deutſchen Broſchüre ſind Karten bei⸗ 
gefügt, die genau nach denen der tſchechiſchen 
Buchausgabe reproduziert worden ſind. Die 
Broſchüre iſt durch die Buchhandlung Ferdinand 
Marek (Nürnberg, Löbleinſtr. 13) zu er 

TR. 


Die Brüder Wagemann. Roman von 
Gerhart Pohl. eutſche Verlags⸗Anſtalt, 
Stuttgart 1937. 297 Seiten. — Ein junger 
ſchleſiſcher Dichter hat in dieſem Roman 
eine gute Probe ſeines Könnens abgelegt. 
Der Roman, in die Form einer Lebensbeichte 
gekleidet, iſt ein Buch der Generation, die in 
der Jugendbewegung der Vorkriegszeit das 
Nahen einer neuen Zeit geahnt und herbei⸗ 
geſehnt und unklar taſtend ihr ſchon neue 
Formen zu geben verſucht hat. In der Zer⸗ 
riſſenheit des Zuſammenbruchs und der erſten 
Nachkriegsjahre droht ſie Halt und Ziel zu 
verlieren. Ein wenig gewaltſam, doch glaub⸗ 
haft werden am Leben zweier junger Menſchen, 
der Brüder Wagemann, die Züge dieſer 
„Generationen ohne Gnade“ nachgezeichnet und 
wird in deren Leben die Geſtalt einer Frau 
hineingeſtellt, die beiden Schickfal werden ſollte. 
Gerhart Pohl hat für die Behandlung ſeines 
Themas einen eigenen Stil und einen ver⸗ 
ſchlungenen Aufbau gefunden, der, obwohl das 

nde vorweggenommen wird, bis zum Schluß 
Spannung und Teilnahme aufrechtzuerhalten 
vermag. Dr. K. 


Der Glaube der Nordmark. Von Gu ft av 
Frenſſen. Verlag Georg Truckenmüller, 
Stuttgart 1936. 445 Seiten. — Guſtav 
Frenſſen, der bekannte Dichter der Nordmark, 
iſt bis in ſein hohes Alter ein Junger und ein 
Suchender geblieben. Vor 30 Jahren ſchon hat 
er ſich in „Hilligenlei“ mit der Frage, die ihn 
auch in der vorliegenden Schrift wieder be⸗ 
ſchäftigt, auseinandergeſetzt, mit der Frage nach 
der Vereinbarkeit des Chriſtentums mit dem 
deutſchen Volkstum. Er erkennt in all den 
religiöſen und kirchlichen Erneuerungsbeſtrebun⸗ 
gen, die ſich vom Verfaſſer des „Heliand“ über 
Luther bis zur Gegenwart erſtrecken, vergebliche 
Verſuche, dem Chriſtentum einen deutſchen 
Charakter zu geben; und er erblickt in der Be⸗ 
wegung der Deutſchen Chriſten den letzten, 
geſcheiterten Verſuch der Eindeutſchung einer 
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dem nordiſchen Menſchen weſensfremden Religi- 
ofität und Kirchlichkeit. Er ſpricht von der 
Nordmark, wenn er ſagt, daß das Chriſtentum, 
das katholiſche ſowohl wie das proteſtantiſche, 
ſchon feit zwei Jahrhunderten aufgehört hat, 
die Frömmigkeit des deutſchen Menſchen zu 
beſtimmen, ihr Inhalt und Richtung zu geben. 


Was er für die Nordmark ſagt, gilt auch, wenn 
bisher vielleicht auch erſt in etwas milderer 
Form, für ganz Deutſchland. Sein Buch iſt 
ein perſönliches Bekenntnis. Es wirkt durch 
die Ruhe der inneren Freiheit vom Chriften: 
tum befreiend. Das rechtfertigt die weite Ber- 
breitung, die es gefunden hat. Dr. K. 
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Wendt Groll 


1933 3 1 
Marienwerder Westpr. Ruf 2686 
Elbing m „ 3861 125 x 2 
Marlenburg „ „ 2054 1 h || 
Alleinvertrieb für 
Ideal- und Erika - Schreibmaschinen izitätc,, a 
Astra-Rechen- u, Buchungsmaschinen le izita Sic g5 ara cn 
Brunsviga-Rechenmaschinen — (J 
Roto-Vervielfältiger 
Adrema-Adressieranlagen Ge gag = — ® @ 
Fortschritt Organ. Möbel 
befördere Fahrgäste |! WSS Leech 
TH CO 
7. 
C. E. Herbst . sc 


Gumbinnen, Königstraße 14 
Papler- u. Schreibwaren 


Buchdruckerei 
Sichtkartotbeken, Bürobedarf 
Schreib- u. Rechenmaschinen 
Fernruf 2118 


MÖBEL 


vom einfachsten Stlick bis 
zur schwersten Ausführung 
gut und preiswert bei 


ERICH HARDT 


Tischlermeister und Bildhauer 
Gumbinnen, Wilhelmstr. 36 


Annahme von Darlehnsscheinen 


eo 


Noch ist auf dieser 
Seite auch für 


Ihre Anzeige Platzl 


Albert Arndt 


ili beil i.Ostpr. 
Hel 8 201 R 


MÖBEL 


Große Auswahl in Möbeln jeder Art 


Hs terhurger Kunstgewerbostuben 


schmude & Wobbe, Insterburg 


Empfehlenswerte Bezugsquelle für 
Seifen, Parflmerlen, Bürstenwaren und Tolletteartikel 
Hauptgeschäft: Insterburg, Hindenburgstraße 13/14 


Filialen: Insterburg, Erich Kochstraße 2 
K Gumbinnen, Goldaper Straße 8 
Rastenburg, Schloßstraße 5 
Lyck, Hindenburgstraße 58 
Lötzen, Markt 50 
Allenstein, Richtstraße 32 
Allenstein, Adolf Hitlerplatz 8 
Ortelsburg, Adolf Hitlerplatz 23 
Osterode, Göringstraße 1 


1 21 22 322 
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Insterburg i. Ostpr. 


Werder, Adolf-Hitler-Platz] 
Mitglied 
der NSV. Werkstatt für Handwebereien 


Die Weingroßhandlung Paul Dreier Nachi. 


Inh. Willy Marx 
Fernruf 5028 Schneidemühl Neuer Markt 8 


istdieleistungsfähigeBezugsquelle 
für Deutsche und ausländ. Weine. 


Feine Spirituosen, Zigarren, Zigaretten 
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in technischer Vollendung, für jed. Haushalt 
Bequeme Zahlungsweise! 


Damen-, 
H. Althoff e. n. 
ſterꝛen - und N e 


Nindlei-eſleidung—]x20bzò 


Stets modisch, auswahlreich genen 
und vorteilhaft im Preis 


| Bergsclöichn-Braurel 


Braunsberg / Ostpr.; 


Wilce 


WILLFANG. WILLFANG . MÜLLER & CO. & CO. 


Inſterburg, Hindenburgſtraße 84 
Beſichtigen Gie meine Gonderabteilung: 


Möbel deutſcher Wertarbeit! 


ma. F. Oſtpreußen! 


KONIGSBERG OSTPR. 


AM ALTSTÄDT. MARKT 


er || Möbel Rohrmoſer 


I pP [Modernes Einkaufshaus Einkaufshaus 


Luftschutz für gedieg. Manufaktur- u. Modewaren 
ist Damen-, Herren- und Kinder-Fertigkleidung 
d Eigenes Maß- Atelier für vornehme Damen- 
as und Herrenbekleidung 

Gebot Gardinen - Teppiche - Möbelstoffe - Pelze 
der Stunde! Spezlal-Abteliung für Aussteuer- und Ergänzungswäsche 
reo Schwelger; Insterburg 

nt — 


| 


u 


ÖNIGSBERG/PR 
= Jaitz Jahren einfachgeshäft für sämtliche Textilwaren 


m OSTPREUSSEN ——— 
wie man's 
tut in 
aller Welt! 


Bring’ zur 
Sparkajle 
Dein Geld, 


8 Ostdeutsches 
Bader usw. Gentralheizungswerk 


Inhaber: Hermann Kohnert 
Königsberg (pr.), Königstr.82b u.c 
Telefon 32404 und 31917 


Lingen u. Co. 


Königsberg - Pr. 


Französische Str. 1 


Heizungs-, Lüftungs-, sanitäre Anlagen 


ll ill ll Stets das Neueste aller Literaturgeblete 
A Justus Baginski finden Sie In unserer 

Ni Be-u.Entwässerungen - Gasanlagen Buchhandlung und Leihbucherei 

l N i Monats- und Wochen - Abonnement 


Sanitäre Einrichtungen St d Bu h 
= H i i eindamm-Bücherei 
j Büromöbel und j KönigsbergiPr., Jägerhof 15 KpnI gsberg Pr., Steindamin 9b 


jj Organisationsmittel 
j or Jede Art von Bewachung ' 
= Albert Wigand in ganz Ostpreußen 


N hönlgsberg Pr. Junkerttr.10 ee 1 90 1 5 
Eingang Münzplatz HH übernimm 12 önigsbergPr | 
— 255 ch- i Schließ- Kla 5 7 r 29, 411% a 
— — — 4 
Gese Ischaft Je. 12 Zu 


Wer nicht Inserlert, bleibt dorch 


Obstbäume, Spalier 


in vielen Formen 


Königsberg pr., Kreislerſſr. 6 Sae 79105, Str. Beeren-, Ziersträucher - Blautannen 


Aniformen für Heer u. Luſtwaffe Richard Lange 


Werkſtatt für gediegene Maßarbeit re . 
Bibite, Sport u. Reitbeffeibung + Auerüfungspüde | | Königsberg m 0 Allee 8 
U 


— — 


Der Qualitätsraucher bevorzugt 
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„ 


DJ. HJ. BDM. Uniformen 


Uniformen und Effekten für Relcheheer. Flieger, 


Carl Deter Ciçarren Arbeitsdienst und sämtl. NSDAP. - Formationen 


die führende Marke im deutschen Osten 
— 27 eigene Verkaufsstellen in Ostpreußen — 
Hauptgeschäft: 


Königsberg Pr. Aneiphöl. Langgasse 36 | Älteste NSDAP-Bekleidungsstelle für Ostpreuß. Pr., Kneiphöt. Langgasse 36 
Auto- Elektrowerkstatt Otto Ad. Sielmann Elektrowerkstatt 


Präg& Held 


Königsberg Pr. 


Neue Adresse: 


Gen, Litzmannstraßg 89 


Brennstoff - Einspritz- 
pumpen und Einspritz- 
düsen für Diesel 


Reparatur u. Lieferung 
Bosch - Batterien 


DIENST 


Ich berate Sie gern und empfehle zur 
Herbstpflanzung 


Obstbäume-Beerensträucher 
‚Ziersträucher-Stauden 


Otto Baumgart 


Königsberg Pr., Lawsker Allee 70 
Ruf 23979 


Baumschulen 


Gebrüder Gehlhaar 


Königsberg Pr., Juditter Allee 18/22 
Fernsprecher 22500 

Aile winterharten Nutz- und 5 

iir den deutschen Osten 


Nord-Süd-Bau 


Ostpreußen G. m. b. H. 


Königsberg Pr. 
Vorder-Roßgarten 50 


Rot und fiilfe faden die Mütter 
und Ihre finder durch das Allfewerk 
„Mutter und fund“. 


F. Benson 
Königsberg Pr., Französische Sir. 11 
Älteste NSDAP.-Bekleidungsstelle für Ostpreuß. 


Otto Ad. Sielmann 


Feldbahnen — Bagger — Dieselmotor- und 
Dampflokomotiven — Preßluftanlagen — Trans- 
missionen — Betonmischmaschinen 


Königsberg Pr. 
Mogisterstraße 65-66 
Telefon: 36488 und 33360 


Werkzeugmaschinen 


tür Holzbearbeitung 
Elsenbe arbeitung 


Knuth & Jilas, Königsberg Fr., Steindamm 177 


Färberei 


CAILLE & LEBELT 


reinigt chemilch 
Königsberg I. Pr. 5 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 


Korsetts, Korseletts, Gesundheitsleibbinden 
Damenwäsche, Strümpfe in großer 
Auswahl zu billigsten Preisen 


‚Konditorei 


Kurt Gehlhaar 


Kantstraße Ir-IIa 


Königsberg l. Pr. » Junk:rstraße 10 


Das gute Tages- Cafe mit türkischem Mokka-Salon 


Versandhaus des weltberühmten 
Königsberger Marzipan 
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NITALIN ae Lat, Bungin | PE 
ERIRIX 


NITAL Bob dec Gami 
-O dad 2³⁰ old iq u ELEME ATTERIE-FABRIK 
NITAG OL a an Haftung 


Sowie sämtliche anderen Treibstoffe Königsberg (Pr ) 
—— Hermann- Göring - Str. 151/153 
Al Taschenlampen- u. Anoden-Batterien 


Hülsen und Lichtwerfer 
KONIGSBERG Fr.), Friedländer Torpl. 4a 
Tel. 402 50/1 Viele Provinzläger Bea) er) 


ProufifcheSeitung 


und Fahrrad - Dynamos 
ie größte Tageszeitung 
in Ostpreußen 
Das Sprachrohr von Partei und Staat 


Tischlereibedarf 
Sperrholz . Fourniere 


Wilhelm Tappmeyer, Königsberg Pr., Gehaunr slr. 50. Rul 3333 7 


e v Gegründet 1882 
Englich & at Königsberg Pe. Große Schloßteichstraße 10 
Ecke Burgstraße Rut 33066 


Das Haus für Bürobedarf — Büromaschinen — Büromöbel — Büropapiere 


A. Franz Rapetzki, Königsberg Pr. 


= Fernsprecher: 35244 und 30970 


Sackheimer Kirchenstraße 23 


1 ZENTRALHEIZ UN GEN d 


Heizungs- und lüftungstechnische Anlagen 


Fachgeschäft für Mal- u. Zeichen-Artikel 


A Neumann 


Lippert & Matull 


Münzs-tickerei 
Königsberg I. Pr., Münzstraße 5-6 | Königsberg, Am Schloß 1 + Ruf 856 
Gut sortiertes Lager 


Spozialhaus für beste Strickkleidung 
gediegene individuelle Maßanfertigung 


Ruf 31634 Su aa Gonntangt Neinsananns Ina Menırefanit 
z Mit dem „Seedienst Ostpreußen“ Ins Ordensland 
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Stempel u. Gravuren © 
Königsberg i. Pr.5 


Börsenstraße 11 


Mara Arndt 


Antiguariatu. Buchhandlung 


Königsberg Pr. 
Franzöſiſcheſtraße 3 


Fernſprecher 31737 


"Heinzemännchen“ 


Inh.: Gertrud Danat 


Liehtpausanftalt u.Vervlelfältigungsblro 
Königsberg Pr., Luthersir. 8. Ruf 39905 


i i a 


Gebr. Kitiler 


Leder für alle Zwecke 

Röniosbers Pr. 

Altſtädtiſche Bergſtraße 11 
Fernſprecher Nr. 33117 und 36350 
— AK — 


Hoch- und Tiefbau 
Gesellschaft 


Inh.: Gebr. Schmarsel 
Königsberg Pr., Gluckstr. 12 


Kompl. Zimmer und Einzelmöbel 
gut und preiswert 


À Thurau Tischlermeister 
8 * 


Möbelgeschäft 
Königsberg, Vorst. Langgasse 88 


Annahme von Ehestandsdarlehn 


Parfümerie Favorit 
Inh: F. Klein u. E. Wieck 
Königsberg 

Anu 
unterhält ständig reich sortiertes Lager 
in Seifen, Parfümerien, Hautpflege- und 

Toilette-Artikeln 


Pr., Paradeplatz 11 H. Rosenfeld Nachlolg. H. Bauer 
f 36712 


Dieckert & Jautschus Nachl. 


Inh. Arthur Gerber 


Königsberg l. Pr, Löbn. Lango. 5 
Leder f. Schuhmacher u. Saller 


Bernh. Teichert 


Buch- u. Kunsthandlung 


DAS HAUS DER-PHOTOFREUNDE 


Königsberg, Steindamm 128/29 


FELLENBERG 


Kommandit-Ges. 
Zementwaren und 
Steinholzfußböden 


Königsberg Pr. 


Friediändertorplatz 5 


KONIGSBERG PR. 
Gr. Schloßteichstraße 8 


Jagdgläser, Reichsgetreideprober 
Regenmesser, Barometer 


Optiker 
Walter Wiedmann 


Rönigsber3/Pr., Knelphöf. Langgasse 56 
Ruf 20508 


F. Trittmacher 


Speditlon u. Großfuhrbetrieb 
Königsberg Pr. 


Lizentgrabenſtr. 11-12 
Sammel: Air. 36366 


Ferd. Beyer’s Buchhandlung 
Königsberg Pr.,Französischestr.25 


Stelndamm 139 


MÖBELFABRIK 
und Einrichtungshaus 


Möbeltischlerei 
Innenausbau 
ERNST DELLIN 


Tischlermeister 


Königsberg/Pr., Ziegelstr. 14 
Telefon 35993 


Tiisiter Rohfuhr-Beselischaft m. b. H 


Saml. Bernsieinwaren - Fabrik 
Albert Giega 


Königsberg Pr. 
Sackheim 92 


des Hiliswerkes Deutsche Straße 24. Ruf 2801-02 
„Mutter u. Kind“: Möbeltransport 
In gane Spedition 
ein starkes Schiffahrtsexpedition 
und gesundes Rollfuhrwesen 


deutsches Volk 


Amtlicher Spediteur der Reichsbahn 


"Tapeten-Balatum rege den 


deutschen Osten! 
Johs. Dikti, Königsberg pr. — See ia oan 


Schau nicht rechts 
Vorstädt. Langgasse 93 schau nicht links 


kauf bei 


Büro-Möbel Raudies u. Bugenings 
Schreibmaschinen Tilsit, Deutsche Straße 73 
Tilsit, Hohestraße 13 stoffe - fertige Kleidung - Wollwaren 


Vereinsbrauerei 


empfiehlt ihre vorzüglichen 


| Qualitäts- Vollbiere 


in Faß und Flaschen 


Walter Bergau = Tilsit 


Sommerstr. 43. 


Fernruf 3427 
Unternehmung für: 
Eisenbahn-, Wasser- und Straßenbau 
Beton-, Eisenbetonbauten und 
Kanalisation 


entral- und Etasen-Helzungen 


0 ih K 0 kS liefert in guter Qualität und in jeder Stückgröße 


mr Städtisches Gaswerk, Tilsit 


Zweigstellen in Gr. Briftanien, Kaukehmen, Naujeningken, Rautenberg, Szillen 


Kornhausgenossenschaft e. G. m. b. H. zu Tilsit I 


Das genossenschaftl. Landwaren-Institut für die Kreise Tilsit-Ragnit u. Niederung 


+ Backe mit Hefe » | eranu | + Koche mit Hefe » | 


O.H.T. HEFE 


Ostdeutsche Hefewerke, Abtlg. der Norddeutschen Hefe - Industrie 


Tiisit 


C SCHLESIEN OD 


mit ihren 9 NS-Heimatzeitungen in: 
BRESLAU 


Gustav Knaue 


GORLITZ 
GLOGAU GLATZ 
UEGNITZ 


WALDENBURG 
GLEIWITZ 
HIRSCHBERG OPPELN 


Breslau 6 Möleltransport · Speicherei · Spedition 


Fernsprecher: 28747 


Breslauer 


{edr.-Wilh. Str. 51 
00g Aorechtstr 56 


Gute Wäsche jeder Art 


Schreibmaſchinen 
eee e Regiſtraturen 


und fämtlichen Bürobedarf 
empfiehlt 


Bürobedarf Max Stenzel, Breslau 1 
Garveſtraße 11 Ruf 29749 


| | Breslau 1, Werderstr. 14/16. Tel. 45954 


SKEULÄL«- AM HATHAUS 25 


Minsapost & Prauser 
Zentrolheizungs- und Warmwasser- 
bereitungs-Anlagen, Etagen-Heizungen 
Neubau, Instandhaltung, Reparaturen 


